
 

 

 

Der Senat von Berlin 
GPG – Krisenstab KS R-L – 
Tel.: 9028 (928) 2160 
 
 
 
An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei – G Sen – 
 
 
 
V o r l a g e 
 
– zur Kenntnisnahme – 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin über die  

Fünfte Verordnung zur Änderung der  

SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

 

 

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu neh-

men, dass der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat: 

Fünfte Verordnung zur Änderung der  

SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

Vom 2. Februar 2021 

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 1 

des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch 

Artikel 4a des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3136) geändert worden 

ist, verordnet der Senat: 

Artikel 1 

Änderung der SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

Die SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 14. Dezember 2020, 

verkündet am 15. Dezember 2020 nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkün-

dung von Gesetzen und Rechtsverordnungen vom 29. Januar 1953 (GVBl. S. 106), 

das zuletzt durch Artikel V des Gesetzes vom 9. November 1995 (GVBl. S. 764) ge-

ändert worden ist, und nachträglich im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin (GVBl. 

S. 1463) bekannt gemacht, die zuletzt durch Verordnung vom 20. Januar 2021 (GVBl. 

S. 46) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 



 

 

 

1. In § 4 Absatz 1 wird nach Nummer 1 folgende Nummer 1a eingefügt: 

„1a. in sonstigen Fahrzeugen von Personen, die nicht das Fahrzeug führen und 

nicht unter § 2 Absatz 2 fallen,“. 

2. § 9 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird das Wort „und“ gestrichen. 

b) In Nummer 5 wird der Punkt durch das Wort „, und“ ersetzt. 

c) Es wird folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. Sitzungen des Betriebsrates, des Gesamtbetriebsrates und des Konzernbe-

triebsrates nach dem Betriebsverfassungsgesetz sowie des Personalrats, des 

Gesamtpersonalrats und des Hauptpersonalrats nach dem Personalvertre-

tungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GVBl. S. 

337; 1995 S. 24), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2.Dezember 

2020 (GVBl. S. 1430) geändert worden ist.“ 

3. In § 10 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „werden“ die Wörter „, sofern die 

Nutzung des Kraftfahrzeugs allein oder ausschließlich mit den in § 2 Absatz 2 ge-

nannten Personen erfolgt.“ eingefügt. 

4. In § 14 Absatz 6 wird das Wort „Weihnachtsmärkte,“ gestrichen. 

5. In § 18 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird die Angabe „Nummer 4“ durch die Angabe 

„Nummer 3“ ersetzt. 

6. Dem § 21 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Personen, die sich in den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Vi-

rusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-

Einreiseverordnung vom 13. Januar 2021 (eBAnz. AT 13.01.2021 V1) in der jeweils 

geltenden Fassung aufgehalten haben, gelten die Sätze 1 bis 3 mit der Maßgabe, 

dass der Zeitraum der Absonderung 14 Tage beträgt.“ 

7. In § 22 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „und vorbehaltlich Absatz 3 Satz 1 

Nummer 1 Buchstabe a) und Satz 2“ gestrichen. 

8. § 23 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich in den letzten zehn Tagen 

vor ihrer Einreise in einem Virusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 

Nummer 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung aufgehalten haben, kann die Ab-

sonderung nach § 21 Absatz 1 Satz 1 frühestens ab dem fünften Tag nach der 

Einreise beendet werden, wenn eine Person über ein ärztliches Zeugnis oder Test-

ergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 auf Papier oder in einem elektronischen Dokument in deutscher, eng-

lischer oder französischer Sprache verfügt und sie dieses innerhalb von zehn Ta-

gen nach der Einreise dem zuständigen Gesundheitsamt auf Verlangen unverzüg-

lich vorlegt. 

9. In § 27 Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „für“ die Wörter „Krankenhäuser 

und“ eingefügt. 

10. In § 29 Absatz 3 Nummer 27 wird das Wort „Weihnachtsmärkte,“ gestrichen. 

 

 



 

 

 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungs-

blatt für Berlin in Kraft. 



 

 

 

Begründung: 
 
a) Allgemeines: 
 
Die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 ist in den Herbstmo-
naten innerhalb der Europäischen Union und nun auch in Deutschland wieder dras-
tisch gestiegen. Auch wenn in einigen Staaten zwischenzeitlich aufgrund der getroffe-
nen, zum Teil mit einschneidenden, Maßnahmen erfreuliche Rückgänge der Infekti-
onszahlen zu beobachten waren, bewegen sich die Fallzahlen insgesamt jedoch welt-
weit und auch innerhalb der Europäischen Union auf einem sehr hohen Niveau. Da 
nach wie vor weder eine umfassende Immunisierung der Bevölkerung durch erste mitt-
lerweile vorliegende Impfstoffe noch eine wirksame Therapie zur Verfügung stehen, 
besteht die Gefahr einer Verstärkung des Infektionsgeschehens mit erheblichen Fol-
gen für Leben und Gesundheit der Bevölkerung und einer möglichen Überlastung des 
Gesundheitssystems bei Einreisen aus Risikogebieten unvermindert fort. Insbeson-
dere kann der weitere erhebliche Anstieg von Neuinfektionen eine beträchtliche Zahl 
von Behandlungsbedürftigen in den Krankenhäusern und einen starken Anstieg der 
Letalitätsrate zur Folge haben. Nach der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts 
handelt es sich weltweit und in Deutschland nach wie vor um eine sehr dynamische 
und ernst zu nehmende Situation. Es ist weiterhin eine hohe Anzahl an Übertragungen 
in der Bevölkerung in Deutschland zu beobachten.  
 
Der Anteil der COVID-19-Erkrankungen ist insbesondere in der älteren Bevölkerung 
sehr hoch. Teilweise kommt es zu einer diffusen Ausbreitung von SARS-CoV-2-
Infektionen; auch hier sind Alten- und Pflegeheime stark betroffen. Insgesamt wird es 
immer schwieriger, dass Infektionsumfeld zu ermitteln, zum Teil ist das schon jetzt 
nicht mehr möglich. Die Zahl der intensivmedizinisch zu behandelnden COVID-19-
Fälle hat sich innerhalb von nur anderthalb Monaten versechsfacht. Das Robert-Koch-
Institut schätzt die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland 
nach wie vor insgesamt als hoch, für Risikogruppen als sehr hoch ein. Diese Situation 
gebietet ein staatliches Handeln mit einer Vielzahl von Maßnahmen zur Reduzierung 
der Kontakte einschließlich der Verhinderung neuer Infektionseinträge aus dem Aus-
land, um der staatlichen Schutzpflicht für das Grundrecht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes im erforderlichen 
Maße nachzukommen und dabei insbesondere auch die Funktionsfähigkeit des Ge-
sundheitssystems als überragend wichtigem Gemeingut und damit die bestmögliche 
Krankenversorgung weiterhin sicherzustellen. Dies gilt umso mehr, als dass mittler-
weile Mutationen des Virus mit möglichen pandemieverschärfenden Eigenschaften im 
Ausland aufgetreten sind, deren Eintrag es möglichst stark einzudämmen gilt (vgl. 
auch Beschluss der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder vom 20. Januar 2021).  
 
Zugleich müssen weitere schwere Belastungen für die Wirtschaft und das soziale Mit-
einander möglichst weitgehend vermieden werden. Ziel der getroffenen Maßnahmen 
ist es auch, die Einschränkungen nur so kurz wie möglich, jedoch so lange wie erfor-
derlich, in der jetzt festgelegten Intensität beizubehalten. Je später die Infektionsdyna-
mik umgekehrt wird, desto länger bzw. umfassender sind Beschränkungen erforder-
lich. 
 



 

 

 

Aufgrund des aktuellen, dynamischen Infektionsgeschehens in Deutschland muss wei-
terhin zusätzlich zu den fortgeltenden Einschränkungen im Inland sichergestellt wer-
den, dass durch Einreisen in die Bundesrepublik Deutschland keine neuen Infektions-
herde im Inland entstehen. In der Sommerferien- und Reisezeit hat sich bereits ge-
zeigt, dass sich neue Infektionsherde oftmals nach Einreise aus Risikogebieten bilden. 
Aus diesem Grund wurden bereits innerhalb der Europäischen Union die COVID-19-
bedingten Reisebeschränkungen auf der Grundlage gemeinsamer Beschlüsse nur 
stufenweise und in engen Absprachen benachbarter Staaten gelockert. Einreise-Ab-
sonderungs-Pflichten werden dabei nach wie vor als Korrelat zur Lockerung von Aus-
gangsbeschränkungen betrachtet und in den Gremien der Europäischen Union als 
probates Handlungsinstrument der Mitgliedstaaten bewertet. Dass diese Vorsichts-
maßnahmen trotz des engen und vertrauensvollen Austauschs der Mitgliedsstaaten 
untereinander, eines gemeinsamen COVID-19-Meldewesens, eines dem Grunde nach 
weitgehend vergleichbaren Instrumentenkastens zur Eindämmung der Pandemie im 
jeweiligen Land in einem gemeinsamen Risikoraum erforderlich sind, zeigt den nach 
wie vor bestehenden Ernst der Lage.  
 
 
b) Einzelbegründungen: 
 
Zu Artikel 1 
 
1. Zu 1. 
 
Die Nummer 1a dient der Klarstellung, dass in allen Kraftfahrtzeugen, die Pflicht zum 
Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske für alle Personen gilt, die nicht Fahrzeug-
führende sind und nicht unter § 2 Absatz 2 fallen. Die Ausnahme für fahrzeugführende 
Personen ist wegen § 23 Abs. 4 StVO nötig, wonach es fahrzeugführenden Personen 
untersagt ist, ihr Gesicht zu verdecken. Von dieser bundesrechtlichen Bestimmung 
kann nicht durch Landesrecht abgewichen werden. 
 
2. Zu 2. 
 

Die Änderung dient der Einfügung eines weiteren Ausnahmetatbestandes. Das Be-
triebsverfassungs- sowie das Personalvertretungsgesetz erfordern für bestimmte The-
men zwingend Beratungen in Präsenz. Ohne diesen Ausnahmetatbestand wären die 
Beschäftigtenvertretungen vor die Wahl gestellt, ob sie gegen Datenschutzrecht, das 
Betriebsverfassungs- bzw. das Personalvertretungsgesetz oder die Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung verstießen. Die Ergänzung des Ausnahmetatbestandes 
schließt die Regelungslücke.  

 
3. Zu 3.  

 
In engen Räumen ist das Übertragungsrisiko besonders hoch. Insbesondere in Kraft-
fahrzeugen kann der Mindestabstand regelmäßig nicht eingehalten werden. Aus die-
sem Grund wird die Ausnahme von der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bede-
ckung für Versammlungen unter freiem Himmel, die als Aufzug unter ausschließlicher 
Nutzung von Kraftfahrzeugen durchgeführt wird, an die Voraussetzung geknüpft, dass 
die teilnehmende Person das Kraftfahrzeug allein oder nur mit den in § 2 Absatz 2 
genannten Personen nutzt. Befinden sich mehrere Personen in einem Fahrzeug, die 



 

 

 

nicht zu den in § 2 Absatz 2 genannten Personen gehören, ist folglich von Fahrzeu-
ginsassinnen und Fahrzeuginsassen eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. § 4 Ab-
satz 4 bleibt davon unberührt. 

 
4. Zu 4. 
 
Eine explizite Erwähnung von Weihnachtsmärkten erscheint im Februar nicht mehr 
angebracht. 
 
5. Zu 5. 
 
Redaktionelle Änderung. 
 
6. Zu 6. 
 
Die Ergänzung der Vorschrift zur häuslichen Quarantäne bei Einreise aus dem Aus-
land dient der Berücksichtigung der potenziellen Gefährlichkeit von Virus-Mutanten 
aus den sogenannten Virusvarianten-Gebieten, die durch das Robert-Koch Institut 
ausgewiesen werden. 
 
7. Zu 7.  
 

Redaktionelle Anpassung. 

 
8. Zu 8. 
 
Die Ergänzung der Vorschrift zur häuslichen Quarantäne bei Einreise aus dem Aus-
land dient der Berücksichtigung der potenziellen Gefährlichkeit von Virus-Mutanten 
aus den sogenannten Virusvarianten-Gebieten, die durch das Robert-Koch Institut 
ausgewiesen werden. 
 
9. Zu 9. 
 
Durch die Änderung wird die für Gesundheit zuständige Senatsverwaltung ermächtigt, 
Hygienevorgaben für Krankenhäuser durch Rechtsverordnung festzulegen. 
 
 
 
Zu Artikel 2. 
 
Artikel 2 regelt das In Kraft treten der Änderungsverordnung.   



 

 

 

Berlin, den 2. Februar 2021  
 
 

Der Senat von Berlin 
 
 
 
 
 
 
Michael Müller                Dilek Kalayci 

Regierender Bürgermeister     Senatorin für Gesundheit, 
   Pflege und Gleichstellung 

  



 

 

 

Anlage zur Vorlage an  
das Abgeordnetenhaus 

 
I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 

 

Vierte Verordnung zur Änderung der  

SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

Vom 20. Januar 2021 

 

Fünfte Verordnung zur Änderung der  

SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

Vom 2. Februar 2021 

 

 

§ 4 

Medizinische Gesichtsmaske und Mund-

Nasen-Bedeckung 

(1) Eine medizinische Gesichtsmaske ist 

in geschlossenen Räumen zu tragen 

1. von Fahrgästen und von nicht fahr-

zeugführendem Personal bei der Be-

nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 

einschließlich der Bahnhöfe, Flughä-

fen und Fährterminals sowie sonstiger 

Fahrzeuge mit wechselnden Fahrgäs-

ten, 

2. in Einzelhandelsgeschäften aller Art 

und Einkaufszentren (Malls) sowie in 

Handwerks-, Dienstleistungs- und an-

deren Gewerbebetrieben mit Publi-

kumsverkehr,  

3. von Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern an religiös-kultischen Veranstal-

tungen im Sinne des Artikel 4 des 

Grundgesetzes und Artikel 29 Absatz 

1 der Verfassung von Berlin, 

4. in Arztpraxen und anderen Gesund-

heitseinrichtungen von Patientinnen 

und Patienten sowie ihren Begleitper-

sonen unter der Voraussetzung, dass 

die jeweilige medizinische Behand-

lung dem nicht entgegensteht, 

§ 4 

Medizinische Gesichtsmaske und Mund-

Nasen-Bedeckung 

(1) Eine medizinische Gesichtsmaske ist 

in geschlossenen Räumen zu tragen 

1. von Fahrgästen und von nicht fahr-

zeugführendem Personal bei der Be-

nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 

einschließlich der Bahnhöfe, Flughä-

fen und Fährterminals sowie sonstiger 

Fahrzeuge mit wechselnden Fahrgäs-

ten, 

1a. in sonstigen Fahrzeugen von Perso-

nen, die nicht das Fahrzeug führen 

und nicht unter § 2 Abs. 2 fallen, 

2. in Einzelhandelsgeschäften aller Art 

und Einkaufszentren (Malls) sowie in 

Handwerks-, Dienstleistungs- und an-

deren Gewerbebetrieben mit Publi-

kumsverkehr,  

3. von Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern an religiös-kultischen Veranstal-

tungen im Sinne des Artikel 4 des 

Grundgesetzes und Artikel 29 Absatz 

1 der Verfassung von Berlin, 

4. in Arztpraxen und anderen Gesund-

heitseinrichtungen von Patientinnen 

und Patienten sowie ihren Begleitper-

sonen unter der Voraussetzung, dass 



 

 

 

5. in Krankenhäusern und Pflegeeinrich-

tungen von Besucherinnen und Besu-

chern sowie von Patientinnen und Pa-

tienten beziehungsweise Bewohnerin-

nen und Bewohnern, sofern sie sich 

außerhalb ihres Zimmers aufhalten o-

der Besuch empfangen. 

 

(2) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist in 

geschlossenen Räumen zu tragen 

1. in Gaststätten von Personal mit Gäs-

tekontakt und Gästen, 

2. von Besucherinnen und Besuchern in 

Bibliotheken und Archiven, 

3. in gedeckten Sportanlagen einschließ-

lich Hallenbädern und ähnlichen der 

Sportausübung dienenden Räumen, 

außer während der Sportausübung, 

4. in der beruflichen Bildung und der all-

gemeinen Erwachsenenbildung, 

5. in Schulen gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 

Nummer 2 mit Ausnahme des Unter-

richtes und der außerunterrichtlichen 

sowie ergänzenden Förderung und 

Betreuung,  

6. von Beschäftigten und Besucherinnen 

und Besuchern in Büro- und Verwal-

tungsgebäuden, es sei denn, sie hal-

ten sich an einem festen Platz auf oder 

können den Mindestabstand von 1,5 

Metern einhalten,  

7. in Aufzügen, 

8. von Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern an Versammlungen in geschlos-

senen Räumen, 

9. soweit dies über die in den Nummern 

1 bis 10 genannten Anlässe hinaus in 

einem bereichsspezifischen Hygiene-

rahmenkonzept nach § 6 Absatz 3 o-

der einer aufgrund von § 27 erlasse-

nen Rechtsverordnung bestimmt ist. 

die jeweilige medizinische Behand-

lung dem nicht entgegensteht, 

5. in Krankenhäusern und Pflegeeinrich-

tungen von Besucherinnen und Besu-

chern sowie von Patientinnen und Pa-

tienten beziehungsweise Bewohnerin-

nen und Bewohnern, sofern sie sich 

außerhalb ihres Zimmers aufhalten o-

der Besuch empfangen. 

(2) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist in 

geschlossenen Räumen zu tragen 

1. in Gaststätten von Personal mit Gäs-

tekontakt und Gästen, 

2. von Besucherinnen und Besuchern in 

Bibliotheken und Archiven, 

3. in gedeckten Sportanlagen einschließ-

lich Hallenbädern und ähnlichen der 

Sportausübung dienenden Räumen, 

außer während der Sportausübung, 

4. in der beruflichen Bildung und der all-

gemeinen Erwachsenenbildung, 

5. in Schulen gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 

Nummer 2 mit Ausnahme des Unter-

richtes und der außerunterrichtlichen 

sowie ergänzenden Förderung und 

Betreuung,  

6. von Beschäftigten und Besucherinnen 

und Besuchern in Büro- und Verwal-

tungsgebäuden, es sei denn, sie hal-

ten sich an einem festen Platz auf oder 

können den Mindestabstand von 1,5 

Metern einhalten,  

7. in Aufzügen, 

8. von Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern an Versammlungen in geschlos-

senen Räumen, 

9. soweit dies über die in den Nummern 

1 bis 10 genannten Anlässe hinaus in 

einem bereichsspezifischen Hygiene-

rahmenkonzept nach § 6 Absatz 3 o-

der einer aufgrund von § 27 erlasse-

nen Rechtsverordnung bestimmt ist. 



 

 

 

(3) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist im 

Freien zu tragen 

1. im öffentlichen Raum  

a) auf Märkten,  

b) in Warteschlangen, 

c) auf Parkplätzen, 

d) auf Bahnsteigen und an Haltestel-

len, 

e) in den in der Anlage zu dieser Ver-

ordnung genannten Bereichen und 

f) unbeschadet des Buchstaben d 

auf Gehwegen vor Gebäuden, in 

denen sich vom Gehweg aus direkt 

zu betretende Einzelhandelsge-

schäfte, Dienstleistungs- und 

Handwerksbetriebe befinden; 

dies gilt nicht während der Nutzung 

von Fahrzeugen außerhalb von Fuß-

gängerbereichen; für die Nutzung ge-

schlossener Fahrzeuge gilt Absatz 1 

Nummer 1; und 

2. von Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern an Versammlungen unter freiem 

Himmel nach Maßgabe des § 10 Ab-

satz 2, 

Jede Person ist darüber hinaus angehal-

ten, eine Mund-Nasen-Bedeckung im 

Freien an Orten zu tragen, an denen der 

Mindestabstand nach § 3 Absatz 1 Satz 1 

in der Regel nicht eingehalten werden 

kann, insbesondere in Einkaufsstraßen 

und anderen belebten Straßen und Plät-

zen.  

(4) Die Pflicht zum Tragen einer Mund-

Nasen-Bedeckung oder einer medizini-

schen Gesichtsmaske gilt nicht  

1. für Kinder bis zum vollendeten sechs-

ten Lebensjahr, 

2. für Personen, die ärztlich bescheinigt 

aufgrund einer gesundheitlichen Be-

einträchtigung, einer ärztlich beschei-

nigten chronischen Erkrankung oder 

(3) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist im 

Freien zu tragen 

1. im öffentlichen Raum  

a) auf Märkten,  

b) in Warteschlangen, 

c) auf Parkplätzen, 

d) auf Bahnsteigen und an Haltestel-

len, 

e) in den in der Anlage zu dieser Ver-

ordnung genannten Bereichen und 

f) unbeschadet des Buchstaben d 

auf Gehwegen vor Gebäuden, in 

denen sich vom Gehweg aus direkt 

zu betretende Einzelhandelsge-

schäfte, Dienstleistungs- und 

Handwerksbetriebe befinden; 

dies gilt nicht während der Nutzung 

von Fahrzeugen außerhalb von Fuß-

gängerbereichen; für die Nutzung ge-

schlossener Fahrzeuge gilt Absatz 1 

Nummer 1; und 

2. von Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern an Versammlungen unter freiem 

Himmel nach Maßgabe des § 10 Ab-

satz 2, 

Jede Person ist darüber hinaus angehal-

ten, eine Mund-Nasen-Bedeckung im 

Freien an Orten zu tragen, an denen der 

Mindestabstand nach § 3 Absatz 1 Satz 1 

in der Regel nicht eingehalten werden 

kann, insbesondere in Einkaufsstraßen 

und anderen belebten Straßen und Plät-

zen.  

(4) Die Pflicht zum Tragen einer Mund-

Nasen-Bedeckung oder einer medizini-

schen Gesichtsmaske gilt nicht  

1. für Kinder bis zum vollendeten sechs-

ten Lebensjahr, 

2. für Personen, die ärztlich bescheinigt 

aufgrund einer gesundheitlichen Be-

einträchtigung, einer ärztlich beschei-

nigten chronischen Erkrankung oder 

https://www.berlin.de/corona/massnahmen/verordnung/#anlage
https://www.berlin.de/corona/massnahmen/verordnung/#anlage


 

 

 

einer Behinderung keine Mund-Na-

sen-Bedeckung oder medizinische 

Gesichtsmaske tragen können, 

3. für Personen, bei denen durch andere 

Vorrichtungen, die mindestens die in § 

1 Absatz 5 beziehungsweise 6 nieder-

gelegten Anforderungen erfüllen, die 

Verringerung der Ausbreitung übertra-

gungsfähiger Tröpfchenpartikel und 

Aerosole bewirkt wird, 

4. für gehörlose und schwerhörige Men-

schen und Personen, die mit diesen 

kommunizieren, sowie ihre Begleitper-

sonen, oder 

5. soweit in einem bereichsspezifischen 

Hygienerahmenkonzept nach § 6 Ab-

satz 3 oder einer aufgrund von § 27 er-

lassenen Rechtsverordnung weitere 

Ausnahmen vorgesehen sind. 

 

 

§ 9 

Veranstaltungen, Personenobergrenzen 

(1) Veranstaltungen im Freien mit mehr 

als 50 zeitgleich Anwesenden sind verbo-

ten. 

(2) Veranstaltungen in geschlossenen 

Räumen mit mehr als 20 zeitgleich Anwe-

senden sind verboten. 

(3) Absatz 1 und 2 gilt nicht für 

1. Religiös-kultische Veranstaltungen im 

Sinne des Artikel 4 des Grundgeset-

zes und Artikel 29 Absatz 1 der Ver-

fassung von Berlin, diese sind spätes-

tens zwei Werktage vor der geplanten 

Durchführung dem zuständigen Ord-

nungsamt anzuzeigen, wenn mehr als 

zehn Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer erwartet werden, es sei denn, 

einer Behinderung keine Mund-Na-

sen-Bedeckung oder medizinische 

Gesichtsmaske tragen können, 

3. für Personen, bei denen durch andere 

Vorrichtungen, die mindestens die in § 

1 Absatz 5 beziehungsweise 6 nieder-

gelegten Anforderungen erfüllen, die 

Verringerung der Ausbreitung übertra-

gungsfähiger Tröpfchenpartikel und 

Aerosole bewirkt wird, 

4. für gehörlose und schwerhörige Men-

schen und Personen, die mit diesen 

kommunizieren, sowie ihre Begleitper-

sonen, oder 

5. soweit in einem bereichsspezifischen 

Hygienerahmenkonzept nach § 6 Ab-

satz 3 oder einer aufgrund von § 27 er-

lassenen Rechtsverordnung weitere 

Ausnahmen vorgesehen sind. 

§ 9 

Veranstaltungen, Personenobergrenzen 

(1) Veranstaltungen im Freien mit mehr 

als 50 zeitgleich Anwesenden sind verbo-

ten. 

(2) Veranstaltungen in geschlossenen 

Räumen mit mehr als 20 zeitgleich Anwe-

senden sind verboten. 

(3) Absatz 1 und 2 gilt nicht für 

1. Religiös-kultische Veranstaltungen im 

Sinne des Artikel 4 des Grundgeset-

zes und Artikel 29 Absatz 1 der Ver-

fassung von Berlin, diese sind spätes-

tens zwei Werktage vor der geplanten 

Durchführung dem zuständigen Ord-

nungsamt anzuzeigen, wenn mehr als 

zehn Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer erwartet werden, es sei denn, 

dass die Religions- und Weltanschau-

ungsgemeinschaften ein Hygienekon-

zept etabliert haben, welches dem ak-

tuellen Hygienerahmenkonzept der für 



 

 

 

dass die Religions- und Weltanschau-

ungsgemeinschaften ein Hygienekon-

zept etabliert haben, welches dem ak-

tuellen Hygienerahmenkonzept der für 

Kultur zuständigen Senatsverwaltung 

entspricht oder über dessen Bestim-

mungen hinausgeht, 

2. Versammlungen im Sinne des Artikel 

8 des Grundgesetzes und Artikel 26 

der Verfassung von Berlin, 

3. Veranstaltungen, einschließlich Sit-

zungen, des Europäischen Parla-

ments, seiner Fraktionen und Aus-

schüsse, des Deutschen Bundesta-

ges, seiner Fraktionen und Aus-

schüsse, des Bundesrates und seiner 

Ausschüsse, des Abgeordnetenhau-

ses, seiner Fraktionen und Aus-

schüsse, des Europäischen Rates, 

des Rates der Europäischen Union, 

der Europäischen Kommission, der 

Bundesregierung, des Senats von 

Berlin, des Rats der Bürgermeister 

und seiner Ausschüsse, des Verfas-

sungsgerichtshofes von Berlin, der 

Bezirksverordnetenversammlungen, 

ihrer Fraktionen und Ausschüsse so-

wie der Auslandsvertretungen, der Or-

gane der Rechtspflege, der Organe, 

Gremien und Behörden der Europäi-

schen Union, der internationalen Or-

ganisationen, des Bundes und der 

Länder und anderer Stellen und Ein-

richtungen, die öffentlich-rechtliche 

Aufgaben wahrnehmen, 

4. Parteiversammlungen sowie Ver-

sammlungen von Wählergemein-

schaften, wenn sie aufgrund des Par-

teiengesetzes oder zur Vorbereitung 

der Teilnahme an allgemeinen Wah-

len durchgeführt werden, und 

5. Veranstaltungen nach § 17 Absatz 2 

des Betriebsverfassungsgesetzes in 

der Fassung der Bekanntmachung 

Kultur zuständigen Senatsverwaltung 

entspricht oder über dessen Bestim-

mungen hinausgeht, 

2. Versammlungen im Sinne des Artikel 

8 des Grundgesetzes und Artikel 26 

der Verfassung von Berlin, 

3. Veranstaltungen, einschließlich Sit-

zungen, des Europäischen Parla-

ments, seiner Fraktionen und Aus-

schüsse, des Deutschen Bundesta-

ges, seiner Fraktionen und Aus-

schüsse, des Bundesrates und seiner 

Ausschüsse, des Abgeordnetenhau-

ses, seiner Fraktionen und Aus-

schüsse, des Europäischen Rates, 

des Rates der Europäischen Union, 

der Europäischen Kommission, der 

Bundesregierung, des Senats von 

Berlin, des Rats der Bürgermeister 

und seiner Ausschüsse, des Verfas-

sungsgerichtshofes von Berlin, der 

Bezirksverordnetenversammlungen, 

ihrer Fraktionen und Ausschüsse so-

wie der Auslandsvertretungen, der Or-

gane der Rechtspflege, der Organe, 

Gremien und Behörden der Europäi-

schen Union, der internationalen Or-

ganisationen, des Bundes und der 

Länder und anderer Stellen und Ein-

richtungen, die öffentlich-rechtliche 

Aufgaben wahrnehmen, 

4. Parteiversammlungen sowie Ver-

sammlungen von Wählergemein-

schaften, wenn sie aufgrund des Par-

teiengesetzes oder zur Vorbereitung 

der Teilnahme an allgemeinen Wah-

len durchgeführt werden,  

5. Veranstaltungen nach § 17 Absatz 2 

des Betriebsverfassungsgesetzes in 

der Fassung der Bekanntmachung 

vom 25. September 2001 (BGBl. I S. 

2518), das zuletzt durch Artikel 6 des 

Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I 

S. 1044) geändert worden ist, und 



 

 

 

vom 25. September 2001 (BGBl. I S. 

2518), das zuletzt durch Artikel 6 des 

Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I 

S. 1044) geändert worden ist. 

(4) Auf Veranstaltungen sind die Bestuh-

lung und Anordnung der Tische so vorzu-

nehmen, dass zwischen Personen, die 

nicht unter die Ausnahme des § 2 Absatz 

2 fallen, ein Mindestabstand von 1,5 Me-

tern eingehalten wird oder ein ausrei-

chender Infektionsschutz durch andere 

Schutzmaßnahmen oder Schutzvorrich-

tungen zur Verringerung der Ausbreitung 

übertragungsfähiger Tröpfchenpartikel 

gewährleistet werden kann. Bei Veran-

staltungen im Freien kann der Mindestab-

stand nach Satz 1 unterschritten werden, 

sofern der Schutz vor Tröpfcheninfektio-

nen und Aerosolen sichergestellt ist. Für 

Verkaufsstellen und gastronomische An-

gebote gelten § 14 Absatz 1, 3 und 5 und 

§ 15 Absatz 2 entsprechend. 

(5) Abweichend von den Absätzen 1 und 

2 sind Konzerte, Theater-, Opern- und 

Konzertaufführungen, musikalische und 

künstlerische Darbietungen vor körperlich 

anwesenden Publikum einschließlich 

Tanzveranstaltungen und anderen Veran-

staltungen, die dem Kulturbereich zuzu-

ordnen sind, verboten. 

(6) Abweichend von den Absätze 1 und 2 

sind Veranstaltungen, die dem Freizeit- 

und Unterhaltungsbereich zuzuordnen 

sind, verboten. 

(7) Abweichend von den Absätzen 1 und 

2 sind Veranstaltungen oder Zusammen-

künfte im Familien-, Bekannten- oder 

Freundeskreis (private Veranstaltungen) 

nur im Kreise der in § 2 Absatz 2 genann-

ten Personen und zusätzlich mit höchs-

tens einer weiteren Person zulässig, wo-

bei bei Alleinerziehenden deren Kinder 

6. Sitzungen des Betriebsrates, des 

Gesamtbetriebsrates und des Kon-

zernbetriebsrates nach dem Betriebs-

verfassungsgesetz , sowie des Perso-

nalrats, des Gesamtpersonalrats und 

des Hauptpersonalrats nach dem Per-

sonalvertretungsgesetz in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 14. 

Juli 1994 (GVBl. S. 337; 1995 S. 24), 

das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-

zes vom 02.Dezember 2020 (GVBl. S. 

1430) geändert worden ist. 

(4) Auf Veranstaltungen sind die Bestuh-

lung und Anordnung der Tische so vorzu-

nehmen, dass zwischen Personen, die 

nicht unter die Ausnahme des § 2 Absatz 

2 fallen, ein Mindestabstand von 1,5 Me-

tern eingehalten wird oder ein ausrei-

chender Infektionsschutz durch andere 

Schutzmaßnahmen oder Schutzvorrich-

tungen zur Verringerung der Ausbreitung 

übertragungsfähiger Tröpfchenpartikel 

gewährleistet werden kann. Bei Veran-

staltungen im Freien kann der Mindestab-

stand nach Satz 1 unterschritten werden, 

sofern der Schutz vor Tröpfcheninfektio-

nen und Aerosolen sichergestellt ist. Für 

Verkaufsstellen und gastronomische An-

gebote gelten § 14 Absatz 1, 3 und 5 und 

§ 15 Absatz 2 entsprechend. 

(5) Abweichend von den Absätzen 1 und 

2 sind Konzerte, Theater-, Opern- und 

Konzertaufführungen, musikalische und 

künstlerische Darbietungen vor körperlich 

anwesenden Publikum einschließlich 

Tanzveranstaltungen und anderen Veran-

staltungen, die dem Kulturbereich zuzu-

ordnen sind, verboten. 

(6) Abweichend von den Absätze 1 und 2 

sind Veranstaltungen, die dem Freizeit- 

und Unterhaltungsbereich zuzuordnen 

sind, verboten. 



 

 

 

bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres 

nicht mitgezählt werden.  

(8) Für Bestattungen und Trauerfeiern auf 

Friedhöfen oder bei Bestattungsunterneh-

men gilt Absatz 3 Nummer 1 entspre-

chend. Hiervon nicht erfasste Beerdigun-

gen und Feierlichkeiten anlässlich einer 

Beerdigung sind abweichend von Absatz 

7 im Freien mit bis zu 50 zeitgleich anwe-

senden Personen und in geschlossenen 

Räumen mit bis zu 20 zeitgleich anwe-

senden Personen zulässig. Die für die 

Durchführung der Beisetzung und der 

Feierlichkeiten anlässlich einer Beerdi-

gung erforderlichen Personen bleiben bei 

der Bemessung der Personenobergrenze 

des Satzes 2 unberücksichtigt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 10 

Versammlungen 

(1) Bei der Durchführung von Versamm-

lungen im Sinne von Artikel 8 des Grund-

gesetzes und Artikel 26 der Verfassung 

von Berlin ist der Mindestabstand von 1,5 

Metern zwischen den Teilnehmenden mit 

Ausnahme der in § 2 Absatz 2 genannten 

(7) Abweichend von den Absätzen 1 und 

2 sind Veranstaltungen oder Zusammen-

künfte im Familien-, Bekannten- oder 

Freundeskreis (private Veranstaltungen) 

nur im Kreise der in § 2 Absatz 2 genann-

ten Personen und zusätzlich mit höchs-

tens einer weiteren Person zulässig, wo-

bei bei Alleinerziehenden deren Kinder 

bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres 

nicht mitgezählt werden.  

(8) Für Bestattungen und Trauerfeiern auf 

Friedhöfen oder bei Bestattungsunterneh-

men gilt Absatz 3 Nummer 1 entspre-

chend. Hiervon nicht erfasste Beerdigun-

gen und Feierlichkeiten anlässlich einer 

Beerdigung sind abweichend von Absatz 

7 im Freien mit bis zu 50 zeitgleich anwe-

senden Personen und in geschlossenen 

Räumen mit bis zu 20 zeitgleich anwesen-

den Personen zulässig. Die für die Durch-

führung der Beisetzung und der Feierlich-

keiten anlässlich einer Beerdigung erfor-

derlichen Personen bleiben bei der Be-

messung der Personenobergrenze des 

Satzes 2 unberücksichtigt.  

§ 10 

Versammlungen 

(1) Bei der Durchführung von Versamm-

lungen im Sinne von Artikel 8 des Grund-

gesetzes und Artikel 26 der Verfassung 

von Berlin ist der Mindestabstand von 1,5 

Metern zwischen den Teilnehmenden mit 

Ausnahme der in § 2 Absatz 2 genannten 

Personen stets einzuhalten. § 3 Absatz 1 

Satz 2 ist nicht anzuwenden. Die die Ver-

sammlung veranstaltende Person hat ein 

individuelles Schutz- und Hygienekonzept 

zu erstellen, aus dem die vorgesehenen 

Maßnahmen zur Gewährleistung des 

Mindestabstands und der jeweils zu be-



 

 

 

Personen stets einzuhalten. § 3 Absatz 1 

Satz 2 ist nicht anzuwenden. Die die Ver-

sammlung veranstaltende Person hat ein 

individuelles Schutz- und Hygienekonzept 

zu erstellen, aus dem die vorgesehenen 

Maßnahmen zur Gewährleistung des 

Mindestabstands und der jeweils zu be-

achtenden Hygieneregeln, wie erforderli-

chenfalls das Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung oder der Verzicht auf gemein-

same Sprechchöre durch die Teilneh-

menden während der Versammlung, so-

wie zur Gewährleistung der nach der 

nutzbaren Fläche des Versammlungsor-

tes zulässigen Teilnehmendenzahl bei 

der Durchführung der Versammlung her-

vorgehen. Die Versammlungsbehörde 

kann die Vorlage dieses Schutz- und Hy-

gienekonzepts von der die Versammlung 

veranstaltenden Person verlangen und 

beim zuständigen Gesundheitsamt eine 

infektionsschutzrechtliche Bewertung des 

Konzepts einholen. Bei der Durchführung 

der Versammlungen ist die Einhaltung 

des Schutz- und Hygienekonzepts von 

der Versammlungsleitung sicherzustel-

len. 

(2) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist von 

Teilnehmenden an Versammlungen im 

Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes 

und Artikel 26 der Verfassung von Berlin 

zu tragen. Die Pflicht zum Tragen einer 

Mund-Nasen-Bedeckung nach Satz 1 gilt 

unbeschadet von § 4 Absatz 4 nicht für 

Teilnehmende an Versammlungen unter 

freiem Himmel, die als Aufzug unter aus-

schließlicher Nutzung von Kraftfahrzeu-

gen durchgeführt werden. 

§ 17a Absatz 2 des Versammlungsgeset-

zes steht dem Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung zum Infektionsschutz nicht 

entgegen. 

 

achtenden Hygieneregeln, wie erforderli-

chenfalls das Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung oder der Verzicht auf gemein-

same Sprechchöre durch die Teilneh-

menden während der Versammlung, so-

wie zur Gewährleistung der nach der 

nutzbaren Fläche des Versammlungsor-

tes zulässigen Teilnehmendenzahl bei 

der Durchführung der Versammlung her-

vorgehen. Die Versammlungsbehörde 

kann die Vorlage dieses Schutz- und Hy-

gienekonzepts von der die Versammlung 

veranstaltenden Person verlangen und 

beim zuständigen Gesundheitsamt eine 

infektionsschutzrechtliche Bewertung des 

Konzepts einholen. Bei der Durchführung 

der Versammlungen ist die Einhaltung 

des Schutz- und Hygienekonzepts von 

der Versammlungsleitung sicherzustel-

len. 

(2) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist von 

Teilnehmenden an Versammlungen im 

Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes 

und Artikel 26 der Verfassung von Berlin 

zu tragen. Die Pflicht zum Tragen einer 

Mund-Nasen-Bedeckung nach Satz 1 gilt 

unbeschadet von § 4 Absatz 4 nicht für 

Teilnehmende an Versammlungen unter 

freiem Himmel, die als Aufzug unter aus-

schließlicher Nutzung von Kraftfahrzeu-

gen durchgeführt werden., sofern die Nut-

zung des Kraftfahrzeugs allein oder aus-

schließlich mit den in § 2 Absatz 2 ge-

nannten Personen erfolgt. 

§ 17a Absatz 2 des Versammlungsgeset-

zes steht dem Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung zum Infektionsschutz nicht 

entgegen. 

 



 

 

 

 

§ 14 

Einzelhandel, Märkte 

(1) Verkaufsstellen im Sinne des Berliner 

Ladenöffnungsgesetzes vom 14. Novem-

ber 2006 (GVBl. S. 1045), das zuletzt 

durch das Gesetz vom 13. Oktober 2010 

(GVBl. S. 467) geändert worden ist, dür-

fen nicht geöffnet werden. Ausgenommen 

vom Verbot nach Satz 1 ist der Einzelhan-

del für Lebensmittel und Getränke, Ta-

bakprodukte, Schreibwaren, Zeitungen, 

Zeitschriften, Bücher und Tierbedarf, 

Apotheken, Einrichtungen zum Erwerb 

von Sanitätsbedarf sowie von Hör- und 

Sehhilfen und Verkaufsstellen zum aus-

schließlichen Erwerb von Weihnachts-

bäumen, Drogerien, Reformhäuser, 

Tankstellen, Abhol- und Lieferdienste, 

Wochenmärkte mit Beschränkung auf die 

für den Einzelhandel zugelassenen Sorti-

mente, gewerblicher Handwerkerbedarf, 

Fahrrad- und Kfz-Werkstätten. 

(2) Verkaufsstellen nach Absatz 1 dürfen 

an Sonn- und Feiertagen nicht gemäß § 6 

Absatz 1 und 2 des Berliner Ladenöff-

nungsgesetzes öffnen. § 4 und § 5 des 

Berliner Ladenöffnungsgesetzes bleiben 

unberührt. 

(3) (aufgehoben) 

(4) Der Verkauf von non-food Produkten 

mit Ausnahme von Brennstoffen zum Hei-

zen darf gegenüber dem Stand vom 15. 

Dezember 2020 nicht ausgeweitet wer-

den. 

(5) Bei der Öffnung von Verkaufsstellen, 

Kaufhäusern und Einkaufszentren (Malls) 

gilt für die Steuerung des Zutritts zur Si-

§ 14 

Einzelhandel, Märkte 

(1) Verkaufsstellen im Sinne des Berliner 

Ladenöffnungsgesetzes vom 14. Novem-

ber 2006 (GVBl. S. 1045), das zuletzt 

durch das Gesetz vom 13. Oktober 2010 

(GVBl. S. 467) geändert worden ist, dür-

fen nicht geöffnet werden. Ausgenommen 

vom Verbot nach Satz 1 ist der Einzelhan-

del für Lebensmittel und Getränke, Ta-

bakprodukte, Schreibwaren, Zeitungen, 

Zeitschriften, Bücher und Tierbedarf, 

Apotheken, Einrichtungen zum Erwerb 

von Sanitätsbedarf sowie von Hör- und 

Sehhilfen und Verkaufsstellen zum aus-

schließlichen Erwerb von Weihnachts-

bäumen, Drogerien, Reformhäuser, 

Tankstellen, Abhol- und Lieferdienste, 

Wochenmärkte mit Beschränkung auf die 

für den Einzelhandel zugelassenen Sorti-

mente, gewerblicher Handwerkerbedarf, 

Fahrrad- und Kfz-Werkstätten. 

(2) Verkaufsstellen nach Absatz 1 dürfen 

an Sonn- und Feiertagen nicht gemäß § 6 

Absatz 1 und 2 des Berliner Ladenöff-

nungsgesetzes öffnen. § 4 und § 5 des 

Berliner Ladenöffnungsgesetzes bleiben 

unberührt. 

(3) (aufgehoben) 

(4) Der Verkauf von non-food Produkten 

mit Ausnahme von Brennstoffen zum Hei-

zen darf gegenüber dem Stand vom 15. 

Dezember 2020 nicht ausgeweitet wer-

den. 

(5) Bei der Öffnung von Verkaufsstellen, 

Kaufhäusern und Einkaufszentren (Malls) 

gilt für die Steuerung des Zutritts zur Si-

cherung des Mindestabstandes ein Richt-

wert für die maximal zulässige Anzahl von 

Kundinnen und Kunden je Verkaufsfläche 

oder Geschäftsraum. Bei Geschäften mit 



 

 

 

cherung des Mindestabstandes ein Richt-

wert für die maximal zulässige Anzahl von 

Kundinnen und Kunden je Verkaufsfläche 

oder Geschäftsraum. Bei Geschäften mit 

einer Verkaufsfläche von bis zu 800 

Quadratmetern gilt ein Richtwert von ins-

gesamt höchstens einer Kundin oder ei-

nem Kunden pro 10 Quadratmetern Ver-

kaufsfläche. Bei Geschäften mit einer 

Verkaufsfläche ab 801 Quadratmetern 

insgesamt gilt auf einer Fläche von 800 

Quadratmetern ein Richtwert von höchs-

tens einer Kundin oder einem Kunden pro 

10 Quadratmetern Verkaufsfläche und 

auf der 800 Quadratmeter übersteigen-

den Fläche von höchstens einer Kundin 

oder einem Kunden pro 20 Quadratmeter 

Verkaufsfläche. Für Einkaufszentren ist 

die jeweilige Gesamtverkaufsfläche maß-

geblich. Unterschreiten die Verkaufsflä-

che oder der Geschäftsraum eine Größe 

von 20 Quadratmetern, darf jeweils 

höchstens eine Kundin oder ein Kunde 

eingelassen werden. Aufenthaltsanreize 

dürfen nicht geschaffen werden. 

(6) Weihnachtsmärkte, Jahrmärkte, 

Kunst- und Gebrauchtwarenmärkte (Floh-

märkte), Spezialmärkte und Volksfeste 

sind verboten. 

 

§ 18 

Sportausübung 

(1) Sport darf vorbehaltlich des Satzes 2 

nur alleine oder mit einer anderen Person 

kontaktfrei und unter Einhaltung der Ab-

standsregelungen nach § 3 Absatz 1 er-

folgen. Für folgende Personengruppen 

gilt die Beschränkung des Satz 1 nicht:  

1. für den Personenkreis gemäß § 2 Ab-

satz 2, 

einer Verkaufsfläche von bis zu 800 

Quadratmetern gilt ein Richtwert von ins-

gesamt höchstens einer Kundin oder ei-

nem Kunden pro 10 Quadratmetern Ver-

kaufsfläche. Bei Geschäften mit einer 

Verkaufsfläche ab 801 Quadratmetern 

insgesamt gilt auf einer Fläche von 800 

Quadratmetern ein Richtwert von höchs-

tens einer Kundin oder einem Kunden pro 

10 Quadratmetern Verkaufsfläche und 

auf der 800 Quadratmeter übersteigen-

den Fläche von höchstens einer Kundin 

oder einem Kunden pro 20 Quadratmeter 

Verkaufsfläche. Für Einkaufszentren ist 

die jeweilige Gesamtverkaufsfläche maß-

geblich. Unterschreiten die Verkaufsflä-

che oder der Geschäftsraum eine Größe 

von 20 Quadratmetern, darf jeweils 

höchstens eine Kundin oder ein Kunde 

eingelassen werden. Aufenthaltsanreize 

dürfen nicht geschaffen werden. 

(6) Jahrmärkte, Kunst- und Gebrauchtwa-

renmärkte (Flohmärkte), Spezialmärkte 

und Volksfeste sind verboten. 

 

§ 18 

Sportausübung 

(1) Sport darf vorbehaltlich des Satzes 2 

nur alleine oder mit einer anderen Person 

kontaktfrei und unter Einhaltung der Ab-

standsregelungen nach § 3 Absatz 1 er-

folgen. Für folgende Personengruppen 

gilt die Beschränkung des Satz 1 nicht:  

1. für den Personenkreis gemäß § 2 Ab-

satz 2, 

2. für Bundes- und Landeskaderathletin-

nen und -athleten, Profiligen und Be-

rufssportlerinnen und Berufssportler 

und 



 

 

 

2. für Bundes- und Landeskaderathletin-

nen und -athleten, Profiligen und Be-

rufssportlerinnen und Berufssportler 

und 

3. für ärztlich verordneten Rehabilitati-

onssport oder ärztlich verordnetes 

Funktionstraining im Sinne des § 64 

Absatz 1 Nummer 3 und 4 des Neun-

ten Buches Sozialgesetzbuch in fes-

ten Gruppen von bis zu höchstens 

zehn Personen zuzüglich einer 

übungsleitenden Person; bei beson-

deren im Einzelfall zu begründenden 

Härtefällen ist die Beteiligung weiterer 

Personen zulässig, soweit dies zwin-

gend notwendig ist, um den Teilneh-

menden die Ausübung des Rehabilita-

tionssports oder Funktionstrainings zu 

ermöglichen. 

Die Verantwortlichen sind verpflichtet vor 

Beginn der Sporteinheit auf die Einhal-

tung des Schutz- und Hygienekonzepts 

nach § 6 Absatz 1 hinzuweisen und für 

dessen Umsetzung Sorge zu tragen. Re-

gelungen über den Sport an öffentlichen 

Schulen und Schulen in freier Träger-

schaft, an Einrichtungen der Berufsbil-

dung sowie als studienbezogener Lehrbe-

trieb der Hochschulen und als dienstlich 

veranlasster Sport staatlicher Einrichtun-

gen gehen diesem Absatz und Absatz 2 

vor. 

(2) Die Sportausübung in gedeckten 

Sportanlagen, Fitness- und Tanzstudios 

und ähnlichen Einrichtungen ist nur zuläs-

sig, soweit sie erforderlich ist 

1. für den Sport des in Absatz 1 Satz 2 

Nummer 2 genannten Personenkrei-

ses, 

2. für den Pferdesport in dem unter Tier-

schutzgesichtspunkten zwingend er-

forderlichen Umfang, 

3. für ärztlich verordneten Rehabilitati-

onssport oder ärztlich verordnetes 

Funktionstraining im Sinne des § 64 

Absatz 1 Nummer 3 und 4 des Neun-

ten Buches Sozialgesetzbuch in fes-

ten Gruppen von bis zu höchstens 

zehn Personen zuzüglich einer 

übungsleitenden Person; bei beson-

deren im Einzelfall zu begründenden 

Härtefällen ist die Beteiligung weiterer 

Personen zulässig, soweit dies zwin-

gend notwendig ist, um den Teilneh-

menden die Ausübung des Rehabilita-

tionssports oder Funktionstrainings zu 

ermöglichen. 

Die Verantwortlichen sind verpflichtet vor 

Beginn der Sporteinheit auf die Einhal-

tung des Schutz- und Hygienekonzepts 

nach § 6 Absatz 1 hinzuweisen und für 

dessen Umsetzung Sorge zu tragen. Re-

gelungen über den Sport an öffentlichen 

Schulen und Schulen in freier Träger-

schaft, an Einrichtungen der Berufsbil-

dung sowie als studienbezogener Lehrbe-

trieb der Hochschulen und als dienstlich 

veranlasster Sport staatlicher Einrichtun-

gen gehen diesem Absatz und Absatz 2 

vor. 

(2) Die Sportausübung in gedeckten 

Sportanlagen, Fitness- und Tanzstudios 

und ähnlichen Einrichtungen ist nur zuläs-

sig, soweit sie erforderlich ist 

1. für den Sport des in Absatz 1 Satz 2 

Nummer 2 genannten Personenkrei-

ses, 

2. für den Pferdesport in dem unter Tier-

schutzgesichtspunkten zwingend er-

forderlichen Umfang, 

3. für therapeutische Behandlungen so-

wie Nutzungen nach Maßgabe des 

Absatz 1 Satz 2 Nummer 3. 

Ansonsten ist sie untersagt.  



 

 

 

3. für therapeutische Behandlungen so-

wie Nutzungen nach Maßgabe des 

Absatz 1 Satz 2 Nummer 4. 

Ansonsten ist sie untersagt.  

(3) Der professionelle sportliche Wett-

kampfbetrieb in der Bundesliga und den 

internationalen Ligen sowie vergleichba-

ren professionellen Wettkampfsystemen 

ist zulässig, soweit er im Rahmen eines 

Nutzungs- und Hygienekonzeptes des je-

weiligen Sportfachverbandes stattfindet. 

Zuschauende sind untersagt. Satz 2 gilt 

nicht für die für den Spielbetrieb erforder-

lichen Personen. 

(4) Die Sportausübung in Schwimmbä-

dern ist ausschließlich für Bundes- und 

Landeskaderathletinnen und -athleten, 

Profiligen und Berufssportlerinnen 

und -sportler, für den Sport als Unter-

richtsfach an öffentlichen Schulen und 

Schulen in freier Trägerschaft, an Einrich-

tungen der Berufsbildung und als studien-

bezogener Lehrbetrieb der Hochschulen, 

für therapeutische Behandlungen sowie 

Nutzungen nach Maßgabe des Absatz 1 

Satz 2 Nummer 4 und als dienstlich ver-

anlasster Sport staatlicher Einrichtungen 

zulässig. Die Nutzung der Frei- und 

Strandbäder ist untersagt. 

 

 

§ 21 

Häusliche Quarantäne für Ein- und Rück-

reisende aus dem Ausland; Beobachtung 

(1) Personen, die auf dem Land-, See-, o-

der Luftweg aus dem Ausland in das Land 

Berlin einreisen und sich zu einem belie-

bigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen 

vor Einreise in einem zum Zeitpunkt der 

(3) Der professionelle sportliche Wett-

kampfbetrieb in der Bundesliga und den 

internationalen Ligen sowie vergleichba-

ren professionellen Wettkampfsystemen 

ist zulässig, soweit er im Rahmen eines 

Nutzungs- und Hygienekonzeptes des je-

weiligen Sportfachverbandes stattfindet. 

Zuschauende sind untersagt. Satz 2 gilt 

nicht für die für den Spielbetrieb erforder-

lichen Personen. 

(4) Die Sportausübung in Schwimmbä-

dern ist ausschließlich für Bundes- und 

Landeskaderathletinnen und -athleten, 

Profiligen und Berufssportlerinnen 

und -sportler, für den Sport als Unter-

richtsfach an öffentlichen Schulen und 

Schulen in freier Trägerschaft, an Einrich-

tungen der Berufsbildung und als studien-

bezogener Lehrbetrieb der Hochschulen, 

für therapeutische Behandlungen sowie 

Nutzungen nach Maßgabe des Absatz 1 

Satz 2 Nummer 4 und als dienstlich ver-

anlasster Sport staatlicher Einrichtungen 

zulässig. Die Nutzung der Frei- und 

Strandbäder ist untersagt.  

 

§ 21 

Häusliche Quarantäne für Ein- und Rück-

reisende aus dem Ausland; Beobachtung 

(1) Personen, die auf dem Land-, See-, o-

der Luftweg aus dem Ausland in das Land 

Berlin einreisen und sich zu einem belie-

bigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen 

vor Einreise in einem zum Zeitpunkt der 

Einreise als Risikogebiet im Sinne des § 2 

Nummer 17 des Infektionsschutzgeset-

zes mit einem erhöhten Risiko für eine In-

fektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-

2 eingestuften Gebiet (Risikogebiet) auf-

gehalten haben, sind verpflichtet, sich un-

verzüglich nach der Einreise auf direktem 



 

 

 

Einreise als Risikogebiet im Sinne des § 

2 Nummer 17 des Infektionsschutzgeset-

zes mit einem erhöhten Risiko für eine In-

fektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-

2 eingestuften Gebiet (Risikogebiet) auf-

gehalten haben, sind verpflichtet, sich un-

verzüglich nach der Einreise auf direktem 

Weg in die Haupt- oder Nebenwohnung 

oder in eine andere, eine Absonderung 

ermöglichende Unterkunft zu begeben 

und sich für einen Zeitraum von zehn Ta-

gen nach ihrer Einreise ständig dort abzu-

sondern; dies gilt auch für Personen, die 

zunächst in ein anderes Land der Bun-

desrepublik Deutschland eingereist sind. 

Den in Satz 1 genannten Personen ist es 

in diesem Zeitraum nicht gestattet, Be-

such von Personen zu empfangen, die 

nicht ihrem Haushalt angehören. Die un-

verzügliche Durchreise auf direktem Weg 

ohne Übernachtung in einem Risikogebiet 

gilt nicht als Aufenthalt im Sinne von Satz 

1.  

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Per-

sonen sind verpflichtet, das zuständige 

Gesundheitsamt unverzüglich zu infor-

mieren, wenn typische Symptome einer 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen o-

der Geruchs- und Geschmacksverlust in-

nerhalb von zehn Tagen nach der Ein-

reise bei ihnen auftreten.  

(3) Für die Zeit der Absonderung unterlie-

gen die von Absatz 1 Satz 1 erfassten 

Personen der Beobachtung durch das zu-

ständige Gesundheitsamt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

Weg in die Haupt- oder Nebenwohnung 

oder in eine andere, eine Absonderung 

ermöglichende Unterkunft zu begeben 

und sich für einen Zeitraum von zehn Ta-

gen nach ihrer Einreise ständig dort abzu-

sondern; dies gilt auch für Personen, die 

zunächst in ein anderes Land der Bun-

desrepublik Deutschland eingereist sind. 

Den in Satz 1 genannten Personen ist es 

in diesem Zeitraum nicht gestattet, Be-

such von Personen zu empfangen, die 

nicht ihrem Haushalt angehören. Die un-

verzügliche Durchreise auf direktem Weg 

ohne Übernachtung in einem Risikogebiet 

gilt nicht als Aufenthalt im Sinne von Satz 

1. Für Personen, die sich in den letzten 

zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Vi-

rusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Ab-

satz 2 Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-

Einreiseverordnung vom 13. Januar 2021 

(eBAnz. AT 13.01.2021 V1) in der jeweils 

geltenden Fassung aufgehalten haben 

gelten die Sätze 1 bis 3 mit der Maßgabe, 

dass der Zeitraum der Absonderung 14 

Tage beträgt. 

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Per-

sonen sind verpflichtet, das zuständige 

Gesundheitsamt unverzüglich zu infor-

mieren, wenn typische Symptome einer 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen o-

der Geruchs- und Geschmacksverlust in-

nerhalb von zehn Tagen nach der Ein-

reise bei ihnen auftreten.  

(3) Für die Zeit der Absonderung unterlie-

gen die von Absatz 1 Satz 1 erfassten 

Personen der Beobachtung durch das zu-

ständige Gesundheitsamt. 

 



 

 

 

 
 
 
 

§ 22 

Ausnahmen von der häuslichen Quaran-

täne 

(1) Von § 21 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst 

sind, 

1. Personen, die nur zur Durchreise in das 

Land Berlin einreisen; diese haben das 

Gebiet des Landes Berlin auf dem 

schnellsten Weg zu verlassen, um die 

Durchreise abzuschließen, oder 

2. bei Aufenthalten von weniger als 72 

Stunden im Land Berlin oder in einem 

Risikogebiet und bei Einhaltung ange-

messener Schutz- und Hygienekon-

zepte 

a) Personen, deren Tätigkeit für die 

Gewährleistung überlebenswichti-

ger medizinischer Versorgung, ins-

besondere im Bereich Transplan-

tationsmedizin, zwingend erforder-

lich und unabdingbar ist, und dies 

durch den Dienstherrn, Arbeitge-

ber oder Auftraggeber bescheinigt 

wird, 

b) Personen, die beruflich bedingt 

grenzüberschreitend Personen, 

Waren oder Güter auf der Straße, 

der Schiene, per Schiff oder per 

Flugzeug transportieren, 

c) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

von Luft-, Schiffs-, Bahn-, oder 

Busverkehrsunternehmen oder als 

Besatzung von Flugzeugen, Schif-

fen, Bahnen oder Bussen im Rah-

men ihrer Tätigkeit, 

§ 22 

Ausnahmen von der häuslichen Quaran-

täne 

(1) Von § 21 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst 

sind, 

1. Personen, die nur zur Durchreise in das 

Land Berlin einreisen; diese haben das 

Gebiet des Landes Berlin auf dem 

schnellsten Weg zu verlassen, um die 

Durchreise abzuschließen, oder 

2. bei Aufenthalten von weniger als 72 

Stunden im Land Berlin oder in einem 

Risikogebiet und bei Einhaltung ange-

messener Schutz- und Hygienekon-

zepte 

a) Personen, deren Tätigkeit für die 

Gewährleistung überlebenswichti-

ger medizinischer Versorgung, ins-

besondere im Bereich Transplan-

tationsmedizin, zwingend erforder-

lich und unabdingbar ist, und dies 

durch den Dienstherrn, Arbeitge-

ber oder Auftraggeber bescheinigt 

wird, 

b) Personen, die beruflich bedingt 

grenzüberschreitend Personen, 

Waren oder Güter auf der Straße, 

der Schiene, per Schiff oder per 

Flugzeug transportieren, 

c) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

von Luft-, Schiffs-, Bahn-, oder 

Busverkehrsunternehmen oder als 

Besatzung von Flugzeugen, Schif-

fen, Bahnen oder Bussen im Rah-

men ihrer Tätigkeit, 

(2) Sofern es sich nicht um Einreisende 

handelt, die sich in den letzten zehn Ta-

gen vor ihrer Einreise in einem Virusvari-

anten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Einrei-

severordnung vom 13. Januar 2021 (e-

BAnz. AT 13.01.2021 V1) in der jeweils 



 

 

 

(2) Sofern es sich nicht um Einreisende 

handelt, die sich in den letzten zehn Ta-

gen vor ihrer Einreise in einem Virusvari-

anten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Einrei-

severordnung vom 13. Januar 2021 (e-

BAnz. AT 13.01.2021 V1) in der jeweils 

geltenden Fassung aufgehalten haben, 

sind von § 21 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst 

1. bei Aufenthalten von weniger als 72 

Stunden  

a)  Personen, die einreisen aufgrund des 

Besuchs von Verwandten ersten Grades, 

des nicht dem gleichen Haushalt angehö-

rigen Ehe- oder Lebenspartners oder der 

-partnerin oder zur Wahrnehmung eines 

gemeinsamen oder geteilten Sorge- oder 

Umgangsrechts oder 

b)  bei Einhaltung angemessener Schutz- 

und Hygienekonzepte hochrangige Mit-

glieder des diplomatischen und konsulari-

schen Dienstes, von Volksvertretungen 

und Regierungen, 

2. bei Einhaltung angemessener Schutz- 

und Hygienekonzepte und vorbehalt-

lich Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buch-

stabe a) und Satz 2 Personen, 

a) die im Land Berlin ihren Wohnsitz 

haben und die sich zwingend not-

wendig zum Zweck ihrer Berufs-

ausübung, ihres Studiums oder ih-

rer Ausbildung an ihre Berufsaus-

übungs-, Studien- oder Ausbil-

dungsstätte in einem Risikogebiet 

begeben und regelmäßig, mindes-

tens einmal wöchentlich, an ihren 

Wohnsitz zurückkehren (Grenz-

pendler), oder 

b) die in einem Risikogebiet ihren 

Wohnsitz haben und die sich zwin-

gend notwendig zum Zweck ihrer 

Berufsausübung, ihres Studiums 

oder ihrer Ausbildung in das Land 

geltenden Fassung aufgehalten haben, 

sind von § 21 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst 

1. bei Aufenthalten von weniger als 72 

Stunden  

a)  Personen, die einreisen aufgrund des 

Besuchs von Verwandten ersten Grades, 

des nicht dem gleichen Haushalt angehö-

rigen Ehe- oder Lebenspartners oder der 

-partnerin oder zur Wahrnehmung eines 

gemeinsamen oder geteilten Sorge- oder 

Umgangsrechts oder 

b)  bei Einhaltung angemessener Schutz- 

und Hygienekonzepte hochrangige Mit-

glieder des diplomatischen und konsulari-

schen Dienstes, von Volksvertretungen 

und Regierungen, 

2. bei Einhaltung angemessener Schutz- 

und Hygienekonzepte Personen, 

a) die im Land Berlin ihren Wohnsitz 

haben und die sich zwingend not-

wendig zum Zweck ihrer Berufs-

ausübung, ihres Studiums oder ih-

rer Ausbildung an ihre Berufsaus-

übungs-, Studien- oder Ausbil-

dungsstätte in einem Risikogebiet 

begeben und regelmäßig, mindes-

tens einmal wöchentlich, an ihren 

Wohnsitz zurückkehren (Grenz-

pendler), oder 

b) die in einem Risikogebiet ihren 

Wohnsitz haben und die sich zwin-

gend notwendig zum Zweck ihrer 

Berufsausübung, ihres Studiums 

oder ihrer Ausbildung in das Land 

Berlin begeben und regelmäßig, 

mindestens einmal wöchentlich, an 

ihren Wohnsitz zurückkehren 

(Grenzgänger); 

die zwingende Notwendigkeit sowie 

die Einhaltung angemessener Schutz- 

und Hygienekonzepte sind durch den 



 

 

 

Berlin begeben und regelmäßig, 

mindestens einmal wöchentlich, an 

ihren Wohnsitz zurückkehren 

(Grenzgänger); 

die zwingende Notwendigkeit sowie 

die Einhaltung angemessener Schutz- 

und Hygienekonzepte sind durch den 

Arbeitgeber, Auftraggeber oder die 

Bildungseinrichtung zu bescheinigen. 

(3) Sofern es sich nicht um Einreisende 

handelt, die sich in den letzten zehn Ta-

gen vor ihrer Einreise in einem Virusvari-

anten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Einrei-

severordnung aufgehalten haben, sind 

von § 21 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst 

1. Personen, deren Tätigkeit für die Auf-

rechterhaltung 

a) der Funktionsfähigkeit des Ge-

sundheitswesens, insbesondere 

Ärztinnen und Ärzte, Pflegekräfte, 

unterstützendes medizinisches 

Personal und 24-Stunden-Betreu-

ungskräfte, 

b) der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung, 

c) der Pflege diplomatischer und kon-

sularischer Beziehungen, insbe-

sondere als Mitglieder des diplo-

matischen und konsularischen 

Dienstes, von Volksvertretungen 

und Regierungen, 

d) der Funktionsfähigkeit der Rechts-

pflege, 

e) der Funktionsfähigkeit von Volks-

vertretung, Regierung und Verwal-

tung des Bundes, der Länder und 

der Kommunen, 

f) der Funktionsfähigkeit der Verfas-

sungsorgane des Bundes und der 

Länder, 

g) der länderübergreifenden Krimina-

litätsbekämpfung durch Polizeibe-

hörden 

Arbeitgeber, Auftraggeber oder die 

Bildungseinrichtung zu bescheinigen. 

(3) Sofern es sich nicht um Einreisende 

handelt, die sich in den letzten zehn Ta-

gen vor ihrer Einreise in einem Virusvari-

anten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Einrei-

severordnung aufgehalten haben, sind 

von § 21 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst 

1. Personen, deren Tätigkeit für die Auf-

rechterhaltung 

a) der Funktionsfähigkeit des Ge-

sundheitswesens, insbesondere 

Ärztinnen und Ärzte, Pflegekräfte, 

unterstützendes medizinisches 

Personal und 24-Stunden-Betreu-

ungskräfte, 

b) der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung, 

c) der Pflege diplomatischer und kon-

sularischer Beziehungen, insbe-

sondere als Mitglieder des diplo-

matischen und konsularischen 

Dienstes, von Volksvertretungen 

und Regierungen, 

d) der Funktionsfähigkeit der Rechts-

pflege, 

e) der Funktionsfähigkeit von Volks-

vertretung, Regierung und Verwal-

tung des Bundes, der Länder und 

der Kommunen, 

f) der Funktionsfähigkeit der Verfas-

sungsorgane des Bundes und der 

Länder, 

g) der länderübergreifenden Krimina-

litätsbekämpfung durch Polizeibe-

hörden 

h) der Funktionsfähigkeit der Organe 

der Europäischen Union und von 

internationalen Organisationen o-

der 

i) der Funktionsfähigkeit von kriti-

schen Infrastrukturen 



 

 

 

h) der Funktionsfähigkeit der Organe 

der Europäischen Union und von 

internationalen Organisationen o-

der 

i) der Funktionsfähigkeit von kriti-

schen Infrastrukturen 

zwingend notwendig ist; die zwin-

gende Notwendigkeit ist durch den 

Dienstherrn, Arbeitgeber, Auftragge-

ber oder die Person oder das Organ, 

die oder das die Einreise veranlassen, 

zu bescheinigen, 

2. Personen, die in das Land Berlin ein- 

oder zurückreisen aufgrund 

a) des Besuchs von Verwandten ers-

ten oder zweiten Grades, des nicht 

dem gleichen Haushalt angehöri-

gen Ehe- oder Lebenspartners o-

der der -partnerin oder zur Wahr-

nehmung eines gemeinsamen o-

der geteilten Sorge- oder Um-

gangsrechts, 

b) einer dringenden medizinischen 

Behandlung oder 

c) des Beistands oder zur Pflege 

schutz- oder hilfebedürftiger Per-

sonen, 

3. Polizeivollzugsbeamte, die aus dem 

Einsatz und aus einsatzgleichen Ver-

pflichtungen aus dem Ausland zurück-

kehren, 

4. Personen, die sich für bis zu fünf Tage 

zwingend notwendig und unaufschieb-

bar beruflich veranlasst, wegen ihrer 

Ausbildung oder ihres Studiums in ei-

nem Risikogebiet aufgehalten haben 

oder in das Bundesgebiet einreisen; 

die zwingende Notwendigkeit ist durch 

den Arbeitgeber, Auftraggeber oder 

die Bildungseinrichtung zu bescheini-

gen, 

5. Personen, die zur Vorbereitung, Teil-

nahme, Durchführung und Nachberei-

zwingend notwendig ist; die zwin-

gende Notwendigkeit ist durch den 

Dienstherrn, Arbeitgeber, Auftragge-

ber oder die Person oder das Organ, 

die oder das die Einreise veranlassen, 

zu bescheinigen, 

2. Personen, die in das Land Berlin ein- 

oder zurückreisen aufgrund 

a) des Besuchs von Verwandten ers-

ten oder zweiten Grades, des nicht 

dem gleichen Haushalt angehöri-

gen Ehe- oder Lebenspartners o-

der der -partnerin oder zur Wahr-

nehmung eines gemeinsamen o-

der geteilten Sorge- oder Um-

gangsrechts, 

b) einer dringenden medizinischen 

Behandlung oder 

c) des Beistands oder zur Pflege 

schutz- oder hilfebedürftiger Per-

sonen, 

3. Polizeivollzugsbeamte, die aus dem 

Einsatz und aus einsatzgleichen Ver-

pflichtungen aus dem Ausland zurück-

kehren, 

4. Personen, die sich für bis zu fünf Tage 

zwingend notwendig und unaufschieb-

bar beruflich veranlasst, wegen ihrer 

Ausbildung oder ihres Studiums in ei-

nem Risikogebiet aufgehalten haben 

oder in das Bundesgebiet einreisen; 

die zwingende Notwendigkeit ist durch 

den Arbeitgeber, Auftraggeber oder 

die Bildungseinrichtung zu bescheini-

gen, 

5. Personen, die zur Vorbereitung, Teil-

nahme, Durchführung und Nachberei-

tung internationaler Sportveranstal-

tungen durch das jeweilige Organisa-

tionskomitee akkreditiert werden oder 

von einem Bundessportfachverband 

zur Teilnahme an Trainings- und Lehr-

gangsmaßnahmen eingeladen sind o-

der 



 

 

 

tung internationaler Sportveranstal-

tungen durch das jeweilige Organisa-

tionskomitee akkreditiert werden oder 

von einem Bundessportfachverband 

zur Teilnahme an Trainings- und Lehr-

gangsmaßnahmen eingeladen sind o-

der 

6. Personen, die als Urlaubsrückkehrer 

aus einem Risikogebiet zurückreisen 

und die unmittelbar vor Rückreise in 

ihrem Urlaubsort einen Test mit nega-

tivem Ergebnis in Bezug auf eine In-

fektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 durchgeführt haben, sofern 

a) auf Grundlage einer Vereinbarung 

zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der betroffenen 

nationalen Regierung vor Ort be-

sondere epidemiologische Vorkeh-

rungen (Schutz- und Hygienekon-

zept) für einen Urlaub in diesem Ri-

sikogebiet getroffen wurden (siehe 

Internetseite des Auswärtigen Am-

tes unter www.auswaertiges-

amt.de sowie des Robert Koch-In-

stituts unter www.rki.de), 

b) die Infektionslage in dem jeweili-

gen Risikogebiet der Nichterfüllung 

der Verpflichtung nach § 21 Absatz 

1 Satz 1 nicht entgegensteht und 

c) das Auswärtige Amt nicht wegen 

eines erhöhten Infektionsrisikos 

eine Reisewarnung un-

ter https://www.auswaerti-

ges-amt.de/de/ReiseUndSicher-

heit/reise-und-sicherheitshinweise 

für die betroffene Region ausge-

sprochen hat, 

7. Personen, die im Rahmen der künstle-

rischen Berufsausübung auf der 

Grundlage vertraglicher Verpflichtun-

gen im Land Berlin an Proben oder 

Veranstaltungen in Oper, Theater, 

Tanztheater oder Konzert teilnehmen. 

6. Personen, die als Urlaubsrückkehrer 

aus einem Risikogebiet zurückreisen 

und die unmittelbar vor Rückreise in 

ihrem Urlaubsort einen Test mit nega-

tivem Ergebnis in Bezug auf eine In-

fektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 durchgeführt haben, sofern 

a) auf Grundlage einer Vereinbarung 

zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der betroffenen 

nationalen Regierung vor Ort be-

sondere epidemiologische Vorkeh-

rungen (Schutz- und Hygienekon-

zept) für einen Urlaub in diesem Ri-

sikogebiet getroffen wurden (siehe 

Internetseite des Auswärtigen Am-

tes unter www.auswaertiges-

amt.de sowie des Robert Koch-In-

stituts unter www.rki.de), 

b) die Infektionslage in dem jeweili-

gen Risikogebiet der Nichterfüllung 

der Verpflichtung nach § 21 Absatz 

1 Satz 1 nicht entgegensteht und 

c) das Auswärtige Amt nicht wegen 

eines erhöhten Infektionsrisikos 

eine Reisewarnung un-

ter https://www.auswaerti-

ges-amt.de/de/ReiseUndSicher-

heit/reise-und-sicherheitshinweise 

für die betroffene Region ausge-

sprochen hat, 

7. Personen, die im Rahmen der künstle-

rischen Berufsausübung auf der 

Grundlage vertraglicher Verpflichtun-

gen im Land Berlin an Proben oder 

Veranstaltungen in Oper, Theater, 

Tanztheater oder Konzert teilnehmen. 

Satz 1 gilt nur für Personen, welche die 

sich aus § 3 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 

2 Satz 1 Nummer 1 der Coronavirus-Ein-

reiseverordnung für sie geltenden Pflich-

ten erfüllt haben und das ärztliches Zeug-

nis oder Testergebnis über das Nichtvor-

http://www.rki.de/
http://www.rki.de/


 

 

 

Satz 1 gilt nur für Personen, welche die 

sich aus § 3 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 

2 Satz 1 Nummer 1 der Coronavirus-Ein-

reiseverordnung für sie geltenden Pflich-

ten erfüllt haben und das ärztliches Zeug-

nis oder Testergebnis über das Nichtvor-

liegen einer Infektion mit dem Coronavi-

rus SARS-CoV-2 innerhalb von zehn Ta-

gen nach der Einreise dem zuständigen 

Gesundheitsamt auf Verlangen unverzüg-

lich vorlegen. Das Testergebnis nach 

Satz 2 ist für mindestens zehn Tage nach 

Einreise aufzubewahren. (4) Sofern es 

sich nicht um Einreisende handelt, die 

sich in den letzten zehn Tagen vor ihrer 

Einreise in einem Virusvarianten-Gebiet 

im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 

2 der Coronavirus-Einreiseverordnung 

aufgehalten haben, sind von § 21 Absatz 

1 Satz 1 nicht erfasst 

1. Personen nach § 54a des Infektions-

schutzgesetzes, 

2. Angehörige ausländischer Streitkräfte 

im Sinne des NATO-Truppenstatuts, 

des Truppenstatuts der NATO-

Partnerschaft für den Frieden (PfP-

Truppenstatut) und des Truppensta-

tuts der Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union (EU-Truppenstatut), die 

zu dienstlichen Zwecken nach 

Deutschland einreisen oder dorthin 

zurückkehren, oder 

3. Personen, die zum Zweck einer min-

destens dreiwöchigen Arbeitsauf-

nahme in das Bundesgebiet einreisen, 

wenn am Ort ihrer Unterbringung und 

ihrer Tätigkeit in den ersten zehn Ta-

gen nach ihrer Einreise gruppenbezo-

gen betriebliche Hygienemaßnahmen 

und Vorkehrungen zur Kontaktvermei-

dung außerhalb der Arbeitsgruppe er-

griffen werden, die einer Absonderung 

nach § 21 Absatz 1 Satz 1 vergleich-

liegen einer Infektion mit dem Coronavi-

rus SARS-CoV-2 innerhalb von zehn Ta-

gen nach der Einreise dem zuständigen 

Gesundheitsamt auf Verlangen unverzüg-

lich vorlegen. Das Testergebnis nach 

Satz 2 ist für mindestens zehn Tage nach 

Einreise aufzubewahren.  

(4) Sofern es sich nicht um Einreisende 

handelt, die sich in den letzten zehn Ta-

gen vor ihrer Einreise in einem Virusvari-

anten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Einrei-

severordnung aufgehalten haben, sind 

von § 21 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst 

1. Personen nach § 54a des Infektions-

schutzgesetzes, 

2. Angehörige ausländischer Streitkräfte 

im Sinne des NATO-Truppenstatuts, 

des Truppenstatuts der NATO-

Partnerschaft für den Frieden (PfP-

Truppenstatut) und des Truppensta-

tuts der Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union (EU-Truppenstatut), die 

zu dienstlichen Zwecken nach 

Deutschland einreisen oder dorthin 

zurückkehren, oder 

3. Personen, die zum Zweck einer min-

destens dreiwöchigen Arbeitsauf-

nahme in das Bundesgebiet einreisen, 

wenn am Ort ihrer Unterbringung und 

ihrer Tätigkeit in den ersten zehn Ta-

gen nach ihrer Einreise gruppenbezo-

gen betriebliche Hygienemaßnahmen 

und Vorkehrungen zur Kontaktvermei-

dung außerhalb der Arbeitsgruppe er-

griffen werden, die einer Absonderung 

nach § 21 Absatz 1 Satz 1 vergleich-

bar sind, sowie das Verlassen der Un-

terbringung nur zur Ausübung ihrer 

Tätigkeit gestattet ist. Der Arbeitgeber 

zeigt die Arbeitsaufnahme vor ihrem 

Beginn bei dem zuständigen Gesund-

heitsamt an und dokumentiert die er-

griffenen Maßnahmen nach Satz 1. 



 

 

 

bar sind, sowie das Verlassen der Un-

terbringung nur zur Ausübung ihrer 

Tätigkeit gestattet ist. Der Arbeitgeber 

zeigt die Arbeitsaufnahme vor ihrem 

Beginn bei dem zuständigen Gesund-

heitsamt an und dokumentiert die er-

griffenen Maßnahmen nach Satz 1. 

Das zuständige Gesundheitsamt hat 

die Einhaltung der Voraussetzungen 

nach Satz 1 zu überprüfen. 

(5) Über die Absätze 1 bis 4 hinaus kön-

nen in begründeten Fällen durch das zu-

ständige Gesundheitsamt Befreiungen 

von § 21 Absatz 1 Satz 1 zugelassen wer-

den, sofern dies unter Abwägung aller be-

troffenen Belange und epidemiologischer 

Aspekte vertretbar ist. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, sofern 

die dort genannten Personen keine typi-

schen Symptome einer Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, 

Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und 

Geschmacksverlust aufweisen. Die in Ab-

satz 1 Nummer 2 und in den Absätzen 2 

bis 5 genannten Personen haben zur 

Durchführung eines Tests eine Ärztin, ei-

nen Arzt oder ein Testzentrum aufzusu-

chen, wenn binnen zehn Tagen nach Ein-

reise typische Symptome einer Infektion 

mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie 

Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- 

und Geschmacksverlust auftreten. 

(7) § 21 Absatz 2 gilt nicht für Personen, 

die sich nach ihrer Einreise in das Land 

Berlin unmittelbar in staatlicher Unterbrin-

gung befinden, soweit die Verpflichtungen 

nach § 21 Absatz 2 durch eine andere 

Stelle wahrgenommen werden. Die Un-

terbringung in behördlicher Betreuung hat 

unter Einhaltung der Vorgaben der für 

Gesundheit zuständigen Senatsverwal-

tung und des jeweils zuständigen Ge-

sundheitsamtes zu erfolgen. 

Das zuständige Gesundheitsamt hat 

die Einhaltung der Voraussetzungen 

nach Satz 1 zu überprüfen. 

(5) Über die Absätze 1 bis 4 hinaus kön-

nen in begründeten Fällen durch das zu-

ständige Gesundheitsamt Befreiungen 

von § 21 Absatz 1 Satz 1 zugelassen wer-

den, sofern dies unter Abwägung aller be-

troffenen Belange und epidemiologischer 

Aspekte vertretbar ist. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, sofern 

die dort genannten Personen keine typi-

schen Symptome einer Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, 

Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und 

Geschmacksverlust aufweisen. Die in Ab-

satz 1 Nummer 2 und in den Absätzen 2 

bis 5 genannten Personen haben zur 

Durchführung eines Tests eine Ärztin, ei-

nen Arzt oder ein Testzentrum aufzusu-

chen, wenn binnen zehn Tagen nach Ein-

reise typische Symptome einer Infektion 

mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie 

Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- 

und Geschmacksverlust auftreten. 

(7) § 21 Absatz 2 gilt nicht für Personen, 

die sich nach ihrer Einreise in das Land 

Berlin unmittelbar in staatlicher Unterbrin-

gung befinden, soweit die Verpflichtungen 

nach § 21 Absatz 2 durch eine andere 

Stelle wahrgenommen werden. Die Un-

terbringung in behördlicher Betreuung hat 

unter Einhaltung der Vorgaben der für Ge-

sundheit zuständigen Senatsverwaltung 

und des jeweils zuständigen Gesund-

heitsamtes zu erfolgen. 

 
 
 
 

 



 

 

 

§ 23 

Verkürzung der häuslichen Quarantäne 

(1) Die Absonderung nach § 21 Absatz 1 

Satz 1 endet frühestens ab dem fünften 

Tag nach der Einreise, wenn eine Person 

über ein ärztliches Zeugnis oder Tester-

gebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens ei-

ner Infektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 auf Papier oder in einem elektroni-

schen Dokument in deutscher, englischer 

oder französischer Sprache verfügt und 

sie dieses innerhalb von zehn Tage nach 

der Einreise dem zuständigen Gesund-

heitsamt auf Verlangen unverzüglich vor-

legt.  

(2) Die dem ärztlichen Zeugnis oder Test-

ergebnis nach Absatz 1 zu Grunde lie-

gende Testung muss mindestens fünf 

Tage nach der Einreise in die Bundesre-

publik Deutschland vorgenommen wor-

den sein. Der zu Grunde liegende Test 

muss die Anforderungen des Robert 

Koch-Instituts, die im Internet unter der 

Adresse https://www.rki.de/covid-19-tests 

veröffentlicht sind, erfüllen. 

(3) Die Person muss das ärztliche Zeug-

nis für mindestens zehn Tage nach Ein-

reise aufbewahren. 

(4) Die Absonderung nach § 21 Absatz 1 

Satz 1 wird für die Dauer, die zur Durch-

führung eines Tests oder zur Einholung 

eines ärztlichen Zeugnisses nach Absatz 

1 erforderlich ist, ausgesetzt. 

(5) Die Person nach Absatz 1 hat zur 

Durchführung eines erneuten Tests eine 

Ärztin, einen Arzt oder ein Testzentrum 

aufzusuchen, wenn binnen zehn Tagen 

nach Einreise typische Symptome einer 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-

§ 23 

Verkürzung der häuslichen Quarantäne 

(1) Sofern es sich nicht um Einreisende 

handelt, die sich in den letzten zehn Ta-

gen vor ihrer Einreise in einem Virusvari-

anten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Einrei-

severordnung  aufgehalten haben, kann 

die Absonderung nach § 21 Absatz 1 Satz 

1 frühestens ab dem fünften Tag nach der 

Einreise beendet werden, wenn eine Per-

son über ein ärztliches Zeugnis oder Test-

ergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens 

einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 auf Papier oder in einem 

elektronischen Dokument in deutscher, 

englischer oder französischer Sprache 

verfügt und sie dieses innerhalb von zehn 

Tagen nach der Einreise dem zuständi-

gen Gesundheitsamt auf Verlangen un-

verzüglich vorlegt.  

(2) Die dem ärztlichen Zeugnis oder Test-

ergebnis nach Absatz 1 zu Grunde lie-

gende Testung muss mindestens fünf 

Tage nach der Einreise in die Bundesre-

publik Deutschland vorgenommen wor-

den sein. Der zu Grunde liegende Test 

muss die Anforderungen des Robert 

Koch-Instituts, die im Internet unter der 

Adresse https://www.rki.de/covid-19-tests 

veröffentlicht sind, erfüllen. 

(3) Die Person muss das ärztliche Zeug-

nis für mindestens zehn Tage nach Ein-

reise aufbewahren. 

(4) Die Absonderung nach § 21 Absatz 1 

Satz 1 wird für die Dauer, die zur Durch-

führung eines Tests oder zur Einholung 

eines ärztlichen Zeugnisses nach Absatz 

1 erforderlich ist, ausgesetzt. 

(5) Die Person nach Absatz 1 hat zur 

Durchführung eines erneuten Tests eine 



 

 

 

CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen o-

der Geruchs- und Geschmacksverlust 

auftreten. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für die Per-

sonen, die unter § 22 Absatz 4 Nummer 3 

fallen, entsprechend. 

 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

§ 27 

Verordnungsermächtigung 

(1) Die jeweils zuständige Senatsverwal-

tung wird ermächtigt, im Einvernehmen 

mit der für Gesundheit zuständigen Se-

natsverwaltung durch Rechtsverordnung 

nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des Infek-

tionsschutzgesetzes 

1. Bestimmungen nach § 6 Absatz 3 zu 

treffen,  

2. über § 3 Absatz 1 Satz 2 hinausge-

hende Ausnahmen von der Pflicht zur 

Einhaltung eines Mindestabstandes 

von 1,5 Metern zu regeln, 

3. über § 4 Absatz 1 und 2 hinausge-

hende Situationen zu bestimmen, in 

denen die Pflicht zum Tragen einer 

Mund-Nasen-Bedeckung besteht so-

wie von § 1 Absatz 5 abweichende An-

forderungen an die Beschaffenheit 

Ärztin, einen Arzt oder ein Testzentrum 

aufzusuchen, wenn binnen zehn Tagen 

nach Einreise typische Symptome einer 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen o-

der Geruchs- und Geschmacksverlust 

auftreten. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für die Per-

sonen, die unter § 22 Absatz 4 Nummer 3 

fallen, entsprechend. 

 

§ 27 

Verordnungsermächtigung 

(1) Die jeweils zuständige Senatsverwal-

tung wird ermächtigt, im Einvernehmen 

mit der für Gesundheit zuständigen Se-

natsverwaltung durch Rechtsverordnung 

nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des Infek-

tionsschutzgesetzes 

1. Bestimmungen nach § 6 Absatz 3 zu 

treffen,  

2. über § 3 Absatz 1 Satz 2 hinausge-

hende Ausnahmen von der Pflicht zur 

Einhaltung eines Mindestabstandes 

von 1,5 Metern zu regeln, 

3. über § 4 Absatz 1 und 2 hinausge-

hende Situationen zu bestimmen, in 

denen die Pflicht zum Tragen einer 

Mund-Nasen-Bedeckung besteht so-

wie von § 1 Absatz 5 abweichende An-

forderungen an die Beschaffenheit 

von in bestimmten Situationen zu tra-

genden Mund-Nasen-Bedeckungen 

zu bestimmen, 

4. über § 4 Absatz 3 hinausgehende 

Ausnahmen von der Pflicht zum Tra-

gen einer Mund-Nasen-Bedeckung zu 

regeln und 

5. über § 5 Absatz 1 Satz 1 hinaus be-

reichsspezifische Regelungen zur 



 

 

 

von in bestimmten Situationen zu tra-

genden Mund-Nasen-Bedeckungen 

zu bestimmen, 

4. über § 4 Absatz 3 hinausgehende 

Ausnahmen von der Pflicht zum Tra-

gen einer Mund-Nasen-Bedeckung zu 

regeln und 

5. über § 5 Absatz 1 Satz 1 hinaus be-

reichsspezifische Regelungen zur 

Führung einer Anwesenheitsdoku-

mentation, insbesondere auch für wei-

tere Verantwortliche von anderen als 

den in § 5 Absatz 1 Satz 1 genannten 

Einrichtungen zu bestimmen. 

(2) Die für Bildung zuständige Senatsver-

waltung wird ermächtigt, im Einverneh-

men mit der für Gesundheit zuständigen 

Senatsverwaltung durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes die Verpflich-

tung zum Tragen einer Mund-Nasen-Be-

deckung über § 4 Absatz 1 Nummer 9 hin-

aus auszuweiten, wobei auch Bereiche 

außerhalb von geschlossenen Räumen 

erfasst sein können. Sie wird darüber hin-

aus ermächtigt, im Einvernehmen mit der 

für Gesundheit zuständigen Senatsver-

waltung durch Rechtsverordnung nach 

Maßgabe des § 32 Satz 1 des Infektions-

schutzgesetzes Auflagen für die Fortfüh-

rung des Betriebs von Schulen sowie Ta-

geseinrichtungen und Angeboten der Kin-

dertagespflege sowie weiteren Einrich-

tungen der Kinder- und Jugendhilfe zu er-

teilen oder deren Schließung anzuord-

nen; unberührt bleiben § 13 Absatz 1 und 

die  Möglichkeit allgemeiner Vorgaben 

auf anderer Rechtsgrundlage zum Zwe-

cke der Eindämmung der Covid-19 Pan-

demie wie insbesondere nach § 45 SGB 

des Achten Buches Sozialgesetzbuch. 

(3) Die für Gesundheit zuständige Se-

natsverwaltung wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung nach Maßgabe des § 

Führung einer Anwesenheitsdoku-

mentation, insbesondere auch für wei-

tere Verantwortliche von anderen als 

den in § 5 Absatz 1 Satz 1 genannten 

Einrichtungen zu bestimmen. 

(2) Die für Bildung zuständige Senatsver-

waltung wird ermächtigt, im Einverneh-

men mit der für Gesundheit zuständigen 

Senatsverwaltung durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes die Verpflich-

tung zum Tragen einer Mund-Nasen-Be-

deckung über § 4 Absatz 1 Nummer 9 hin-

aus auszuweiten, wobei auch Bereiche 

außerhalb von geschlossenen Räumen 

erfasst sein können. Sie wird darüber hin-

aus ermächtigt, im Einvernehmen mit der 

für Gesundheit zuständigen Senatsver-

waltung durch Rechtsverordnung nach 

Maßgabe des § 32 Satz 1 des Infektions-

schutzgesetzes Auflagen für die Fortfüh-

rung des Betriebs von Schulen sowie Ta-

geseinrichtungen und Angeboten der Kin-

dertagespflege sowie weiteren Einrich-

tungen der Kinder- und Jugendhilfe zu er-

teilen oder deren Schließung anzuord-

nen; unberührt bleiben § 13 Absatz 1 und 

die  Möglichkeit allgemeiner Vorgaben 

auf anderer Rechtsgrundlage zum Zwe-

cke der Eindämmung der Covid-19 Pan-

demie wie insbesondere nach § 45 SGB 

des Achten Buches Sozialgesetzbuch. 

(3) Die für Gesundheit zuständige Se-

natsverwaltung wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung nach Maßgabe des § 

32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes 

das Nähere zu den Voraussetzungen 

nach § 11, unter denen zugelassene 

Krankenhäuser planbare Aufnahmen, 

Operationen und Eingriffe durchführen 

dürfen, zu bestimmen. Sie wird darüber 

hinaus ermächtigt, durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes Bedingungen 



 

 

 

32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes 

das Nähere zu den Voraussetzungen 

nach § 11, unter denen zugelassene 

Krankenhäuser planbare Aufnahmen, 

Operationen und Eingriffe durchführen 

dürfen, zu bestimmen. Sie wird darüber 

hinaus ermächtigt, durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes Bedingungen 

und Anforderungen, insbesondere Hygie-

nevorgaben, für Pflegeeinrichtungen so-

wie Regelungen über das Betreten oder 

den Besuch von Einrichtungen des Ge-

sundheitswesens, insbesondere von 

Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun-

gen, zu treffen. 

(4) Die für Soziales zuständige Senats-

verwaltung wird ermächtigt, im Bereich 

der Eingliederungshilfe und der Sozial-

hilfe Regelungen durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes zu bestimmen, 

die eine Grundversorgung der Leistungs-

berechtigten sicherstellen. 

(5) Die für Kultur zuständige Senatsver-

waltung wird ermächtigt, im Einverneh-

men mit der für Gesundheit zuständigen 

Senatsverwaltung durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes Hygiene- und 

Infektionsschutzstandards für das Singen 

in geschlossenen Räumen festzulegen. 

(6) Die für Arbeit zuständige Senatsver-

waltung wird ermächtigt, im Einverneh-

men mit der für Gesundheit zuständigen 

Senatsverwaltung durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes Hygiene- und 

Infektionsschutzmaßnahmen für Arbeits-

stätten, Arbeitsräume und Arbeitsplätze 

im Sinne von § 2 Absatz 1, 3 und 4 der 

Arbeitsstättenverordnung festzulegen 

 

und Anforderungen, insbesondere Hygie-

nevorgaben, für Krankenhäuser und Pfle-

geeinrichtungen sowie Regelungen über 

das Betreten oder den Besuch von Ein-

richtungen des Gesundheitswesens, ins-

besondere von Krankenhäusern und Pfle-

geeinrichtungen, zu treffen. 

(4) Die für Soziales zuständige Senats-

verwaltung wird ermächtigt, im Bereich 

der Eingliederungshilfe und der Sozial-

hilfe Regelungen durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes zu bestimmen, 

die eine Grundversorgung der Leistungs-

berechtigten sicherstellen. 

(5) Die für Kultur zuständige Senatsver-

waltung wird ermächtigt, im Einverneh-

men mit der für Gesundheit zuständigen 

Senatsverwaltung durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes Hygiene- und 

Infektionsschutzstandards für das Singen 

in geschlossenen Räumen festzulegen. 

(6) Die für Arbeit zuständige Senatsver-

waltung wird ermächtigt, im Einverneh-

men mit der für Gesundheit zuständigen 

Senatsverwaltung durch Rechtsverord-

nung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes Hygiene- und 

Infektionsschutzmaßnahmen für Arbeits-

stätten, Arbeitsräume und Arbeitsplätze 

im Sinne von § 2 Absatz 1, 3 und 4 der 

Arbeitsstättenverordnung festzulegen. 

 

§ 29 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrig-

keiten richtet sich nach § 73 Absatz 1a 

Nummer 24 und Absatz 2 des Infektions-

schutzgesetzes und dem Gesetz über 



 

 

 

§ 29 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrig-

keiten richtet sich nach § 73 Absatz 1a 

Nummer 24 und Absatz 2 des Infektions-

schutzgesetzes und dem Gesetz über 

Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 

(BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 

3 der Verordnung vom 30. November 

2020 (BGBl. S. 2600) geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach § 

73 Absatz 2 zweiter Halbsatz des Infekti-

onsschutzgesetzes mit einer Geldbuße 

von bis zu 25 000 Euro geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Ab-

satz 1a Nummer 24 des Infektionsschutz-

gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 4 die ei-

gene Wohnung oder die gewöhnliche 

Unterkunft verlässt und kein triftiger 

Grund nach Absatz 3 Satz 1 vorliegt 

oder entgegen § 2 Absatz 1a Satz 1 

beim Verlassen des Stadtgebiets von 

Berlin aus triftigem Grund einen Um-

kreis von 15 Kilometern überschreitet 

und keine Ausnahme nach Absatz 3 

Satz 2 oder 3 vorliegt, 

2. entgegen § 2 Absatz 4 sich im öffentli-

chen Raum im Freien mit anderen als 

den dort genannten Personen ge-

meinsam aufhält und keine Ausnahme 

nach Absatz 5 oder § 13 Absatz 1a 

vorliegt, 

3. (aufgehoben) 

4. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 den Min-

destabstand von 1,5 Metern zu ande-

ren als in § 2 Absatz 2 genannten 

Menschen im öffentlichen Raum nicht 

Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 

(BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 

3 der Verordnung vom 30. November 

2020 (BGBl. S. 2600) geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach § 

73 Absatz 2 zweiter Halbsatz des Infekti-

onsschutzgesetzes mit einer Geldbuße 

von bis zu 25 000 Euro geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Ab-

satz 1a Nummer 24 des Infektionsschutz-

gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 4 die ei-

gene Wohnung oder die gewöhnliche 

Unterkunft verlässt und kein triftiger 

Grund nach Absatz 3 Satz 1 vorliegt 

oder entgegen § 2 Absatz 1a Satz 1 

beim Verlassen des Stadtgebiets von 

Berlin aus triftigem Grund einen Um-

kreis von 15 Kilometern überschreitet 

und keine Ausnahme nach Absatz 3 

Satz 2 oder 3 vorliegt, 

2. entgegen § 2 Absatz 4 sich im öffentli-

chen Raum im Freien mit anderen als 

den dort genannten Personen ge-

meinsam aufhält und keine Ausnahme 

nach Absatz 5 oder § 13 Absatz 1a 

vorliegt, 

3. (aufgehoben) 

4. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 den Min-

destabstand von 1,5 Metern zu ande-

ren als in § 2 Absatz 2 genannten 

Menschen im öffentlichen Raum nicht 

einhält und keine Ausnahme nach § 3 

Absatz 1 Satz 2 oder § 18 vorliegt, 

5. entgegen § 4 Absatz 1, Absatz 2 oder 

Absatz 3 Nummer 1 erster Halbsatz o-

der Nummer 2 oder entgegen § 10 Ab-

satz 2 Satz 1 keine Mund-Nasen-Be-

deckung oder medizinische Gesichts-

maske trägt und keine Ausnahme 



 

 

 

einhält und keine Ausnahme nach § 3 

Absatz 1 Satz 2 oder § 18 vorliegt, 

5. entgegen § 4 Absatz 1, Absatz 2 oder 

Absatz 3 Nummer 1 erster Halbsatz o-

der Nummer 2 oder entgegen § 10 Ab-

satz 2 Satz 1 keine Mund-Nasen-Be-

deckung oder medizinische Gesichts-

maske trägt und keine Ausnahme 

nach § 4 Absatz 3 Nummer 1 zweiter 

Halbsatz, Absatz 4 oder § 10 Absatz 2 

Satz 2 vorliegt, 

6. entgegen § 5 Absatz 1, 2 oder 4 als 

Verantwortliche oder Verantwortlicher 

keine Anwesenheitsdokumentation 

führt, diese nicht für die Dauer von vier 

Wochen aufbewahrt oder speichert, 

sie den auf Verlangen der zuständigen 

Behörden nicht zugänglich macht, 

aushändigt, auf sonstige Weise den 

Zugriff ermöglicht, sie nach Ablauf der 

Aufbewahrungsfrist nicht vernichtet o-

der löscht oder anwesende Personen, 

die unvollständig oder offensichtlich 

falsche Angaben nach Absatz 2 Satz 

1 machen; den Zutritt oder den weite-

ren Verbleib nicht verwehrt, soweit 

keine Ausnahme nach Absatz 5 vor-

liegt, 

7. entgegen § 5 Absatz 3 Angaben nach 

§ 5 Absatz 2 Satz 1 nicht vollständig 

oder nicht wahrheitsgemäß macht, so-

weit keine Ausnahme nach Absatz 5 

vorliegt, 

8. entgegen § 6 Absatz 1 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher auf Verlan-

gen der zuständigen Behörde ihr kein 

Schutz- und Hygienekonzept vorlegt, 

soweit keine Ausnahme nach Absatz 

4 vorliegt, oder die Einhaltung der im 

Schutz- und Hygienekonzept festge-

legten Schutzmaßnahmen nicht si-

cherstellt, 

9. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 4 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher 

nach § 4 Absatz 3 Nummer 1 zweiter 

Halbsatz, Absatz 4 oder § 10 Absatz 2 

Satz 2 vorliegt, 

6. entgegen § 5 Absatz 1, 2 oder 4 als 

Verantwortliche oder Verantwortlicher 

keine Anwesenheitsdokumentation 

führt, diese nicht für die Dauer von vier 

Wochen aufbewahrt oder speichert, 

sie den auf Verlangen der zuständigen 

Behörden nicht zugänglich macht, 

aushändigt, auf sonstige Weise den 

Zugriff ermöglicht, sie nach Ablauf der 

Aufbewahrungsfrist nicht vernichtet o-

der löscht oder anwesende Personen, 

die unvollständig oder offensichtlich 

falsche Angaben nach Absatz 2 Satz 

1 machen; den Zutritt oder den weite-

ren Verbleib nicht verwehrt, soweit 

keine Ausnahme nach Absatz 5 vor-

liegt, 

7. entgegen § 5 Absatz 3 Angaben nach 

§ 5 Absatz 2 Satz 1 nicht vollständig 

oder nicht wahrheitsgemäß macht, so-

weit keine Ausnahme nach Absatz 5 

vorliegt, 

8. entgegen § 6 Absatz 1 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher auf Verlan-

gen der zuständigen Behörde ihr kein 

Schutz- und Hygienekonzept vorlegt, 

soweit keine Ausnahme nach Absatz 

4 vorliegt, oder die Einhaltung der im 

Schutz- und Hygienekonzept festge-

legten Schutzmaßnahmen nicht si-

cherstellt, 

9. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 4 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher 

keine Aushänge zu den Abstands- 

und Hygieneregeln gut sichtbar an-

bringt, soweit keine Ausnahme nach 

Absatz 4 vorliegt, 

10. entgegen § 7 Satz 1 in geschlossenen 

Räumen gemeinsam singt, ohne die 

im Hygienerahmenkonzept oder in ei-

ner Rechtsverordnung der für Kultur 



 

 

 

keine Aushänge zu den Abstands- 

und Hygieneregeln gut sichtbar an-

bringt, soweit keine Ausnahme nach 

Absatz 4 vorliegt, 

10. entgegen § 7 Satz 1 in geschlossenen 

Räumen gemeinsam singt, ohne die 

im Hygienerahmenkonzept oder in ei-

ner Rechtsverordnung der für Kultur 

ständigen Senatsverwaltung festge-

legten Hygiene- und Infektionsstan-

dards einzuhalten und keine Aus-

nahme nach Satz 2 vorliegt, 

11. entgegen § 8 Absatz 1 alkoholische 

Getränke in der Zeit von 23 Uhr bis 6 

Uhr des Folgetages ausschenkt, ab-

gibt oder verkauft oder außerhalb die-

ses Zeitraums alkoholische Getränke 

abgibt oder verkauft, die nach ihrer 

Darreichungsform zum unmittelbaren 

Verzehr bestimmt oder geeignet sind 

und keine Ausnahme nach Satz 3 vor-

liegt, 

12. entgegen § 8 Absatz 2 im öffentlichen 

Raum im Freien alkoholische Ge-

tränke verzehrt, 

13. entgegen § 9 Absatz 1 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher einer Ver-

anstaltung im Freien die Einhaltung 

der zulässigen Teilnehmendenzahl 

nicht gewährleistet und keine Aus-

nahme nach Absatz 3 vorliegt, 

14. entgegen § 9 Absatz 2 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher einer Ver-

anstaltung in geschlossenen Räumen 

die Einhaltung der zulässigen Teilneh-

mendenzahl nicht gewährleistet und 

keine Ausnahme nach Absatz 3 vor-

liegt, 

15. entgegen § 9 Absatz 4 als verantwort-

liche Veranstalterin oder verantwortli-

cher Veranstalter einer Veranstaltung 

die Einhaltung der Hygiene- und Ab-

standsregeln nicht gewährleistet, 

ständigen Senatsverwaltung festge-

legten Hygiene- und Infektionsstan-

dards einzuhalten und keine Aus-

nahme nach Satz 2 vorliegt, 

11. entgegen § 8 Absatz 1 alkoholische 

Getränke in der Zeit von 23 Uhr bis 6 

Uhr des Folgetages ausschenkt, ab-

gibt oder verkauft oder außerhalb die-

ses Zeitraums alkoholische Getränke 

abgibt oder verkauft, die nach ihrer 

Darreichungsform zum unmittelbaren 

Verzehr bestimmt oder geeignet sind 

und keine Ausnahme nach Satz 3 vor-

liegt, 

12. entgegen § 8 Absatz 2 im öffentlichen 

Raum im Freien alkoholische Ge-

tränke verzehrt, 

13. entgegen § 9 Absatz 1 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher einer Ver-

anstaltung im Freien die Einhaltung 

der zulässigen Teilnehmendenzahl 

nicht gewährleistet und keine Aus-

nahme nach Absatz 3 vorliegt, 

14. entgegen § 9 Absatz 2 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher einer Ver-

anstaltung in geschlossenen Räumen 

die Einhaltung der zulässigen Teilneh-

mendenzahl nicht gewährleistet und 

keine Ausnahme nach Absatz 3 vor-

liegt, 

15. entgegen § 9 Absatz 4 als verantwort-

liche Veranstalterin oder verantwortli-

cher Veranstalter einer Veranstaltung 

die Einhaltung der Hygiene- und Ab-

standsregeln nicht gewährleistet, 

16. entgegen § 9 Absatz 5 Konzerte, The-

ater-, Opern- und Konzertaufführun-

gen, musikalische und künstlerische 

Darbietungen vor körperlich anwesen-

dem Publikum einschließlich Tanzver-

anstaltungen und anderen Veranstal-

tungen, die dem Kulturbereich zuzu-

ordnen sind, durchführt, 



 

 

 

16. entgegen § 9 Absatz 5 Konzerte, The-

ater-, Opern- und Konzertaufführun-

gen, musikalische und künstlerische 

Darbietungen vor körperlich anwesen-

dem Publikum einschließlich Tanzver-

anstaltungen und anderen Veranstal-

tungen, die dem Kulturbereich zuzu-

ordnen sind, durchführt, 

17. entgegen § 9 Absatz 6 als verantwort-

liche Veranstalterin oder verantwortli-

cher Veranstalter Veranstaltungen 

durchführt, die dem Freizeit- und Un-

terhaltungsbereich zuzuordnen sind, 

durchführt, 

18. entgegen § 9 Absatz 7 Satz 1 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher von 

Veranstaltungen oder Zusammen-

künften im Familien-, Bekannten- oder 

Freundeskreis (private Veranstaltun-

gen) mit anderen als den dort genann-

ten Personen durchführt und keine 

Ausnahme nach § 13 Absatz 1a vor-

liegt, 

19. (aufgehoben) 

20. entgegen § 9 Absatz 8 Satz 2 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher von 

Beerdigungen und Feierlichkeiten an-

lässlich einer Beerdigung die Einhal-

tung der zulässigen Teilnehmenden-

zahl nicht gewährleistet, 

21. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 und 4 

als die Versammlung veranstaltende 

Person kein Schutz- und Hygienekon-

zept erstellt oder dieses auf Verlangen 

der Versammlungsbehörde nicht vor-

legt, 

22. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 5 als die 

Versammlung leitende Person die Ein-

haltung des Schutz- und Hygienekon-

zept bei der Durchführung der Ver-

sammlung nicht sicherstellt, 

23. entgegen § 14 Absatz 1 Satz als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

17. entgegen § 9 Absatz 6 als verantwort-

liche Veranstalterin oder verantwortli-

cher Veranstalter Veranstaltungen 

durchführt, die dem Freizeit- und Un-

terhaltungsbereich zuzuordnen sind, 

durchführt, 

18. entgegen § 9 Absatz 7 Satz 1 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher von 

Veranstaltungen oder Zusammen-

künften im Familien-, Bekannten- oder 

Freundeskreis (private Veranstaltun-

gen) mit anderen als den dort genann-

ten Personen durchführt und keine 

Ausnahme nach § 13 Absatz 1a vor-

liegt, 

19. (aufgehoben) 

20. entgegen § 9 Absatz 8 Satz 2 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher von 

Beerdigungen und Feierlichkeiten an-

lässlich einer Beerdigung die Einhal-

tung der zulässigen Teilnehmenden-

zahl nicht gewährleistet, 

21. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 und 4 

als die Versammlung veranstaltende 

Person kein Schutz- und Hygienekon-

zept erstellt oder dieses auf Verlangen 

der Versammlungsbehörde nicht vor-

legt, 

22. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 5 als die 

Versammlung leitende Person die Ein-

haltung des Schutz- und Hygienekon-

zept bei der Durchführung der Ver-

sammlung nicht sicherstellt, 

23. entgegen § 14 Absatz 1 Satz als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer Verkaufs-

stelle im Sinne des Berliner Ladenöff-

nungsgesetzes diese öffnet und keine 

Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

24. entgegen § 14 Absatz 2 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer Verkaufs-

stelle diese an Sonn- und Feiertagen 



 

 

 

wortlicher Betreiber einer Verkaufs-

stelle im Sinne des Berliner Ladenöff-

nungsgesetzes diese öffnet und keine 

Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

24. entgegen § 14 Absatz 2 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer Verkaufs-

stelle diese an Sonn- und Feiertagen 

öffnet und keine Ausnahme nach Satz 

2 vorliegt, 

25. (aufgehoben) 

26. entgegen § 14 Absatz 5 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer Verkaufsstelle, 

eines Kaufhauses oder eines Ein-

kaufszentrums (Mall) mehr als die 

nach der Fläche der Verkaufsfläche o-

der des Geschäftsraumes höchstens 

zulässige Personenzahl einlässt oder 

Aufenthaltsanreize schafft, 

27. entgegen § 14 Absatz 6 Weihnachts-

märkte, Jahrmärkte, Kunst- und Ge-

brauchtwarenmärkte (Flohmärkte), 

Spezialmärkte oder Volksfeste veran-

staltet, 

28. entgegen § 15 Absatz 1 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eine Gaststätte o-

der eine Kantine für den Publikums-

verkehr öffnet und keine Ausnahme 

nach Absatz 2 vorliegt oder entgegen 

§ 15 Absatz 1 Satz 3 keine Vorkehrun-

gen zur Steuerung der Kaufabwick-

lung oder zur Vermeidung von Men-

schenansammlungen trifft, 

28a. entgegen § 15 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer Kantine die 

Einhaltung der Hygiene- und Ab-

standsregeln nicht gewährleistet, 

29. (aufgehoben) 

öffnet und keine Ausnahme nach Satz 

2 vorliegt, 

25. (aufgehoben) 

26. entgegen § 14 Absatz 5 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer Verkaufsstelle, 

eines Kaufhauses oder eines Ein-

kaufszentrums (Mall) mehr als die 

nach der Fläche der Verkaufsfläche o-

der des Geschäftsraumes höchstens 

zulässige Personenzahl einlässt oder 

Aufenthaltsanreize schafft, 

27. entgegen § 14 Absatz 6Jahrmärkte, 

Kunst- und Gebrauchtwarenmärkte 

(Flohmärkte), Spezialmärkte oder 

Volksfeste veranstaltet, 

28. entgegen § 15 Absatz 1 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eine Gaststätte o-

der eine Kantine für den Publikums-

verkehr öffnet und keine Ausnahme 

nach Absatz 2 vorliegt oder entgegen 

§ 15 Absatz 1 Satz 3 keine Vorkehrun-

gen zur Steuerung der Kaufabwick-

lung oder zur Vermeidung von Men-

schenansammlungen trifft, 

28a. entgegen § 15 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer Kantine die 

Einhaltung der Hygiene- und Ab-

standsregeln nicht gewährleistet, 

29. (aufgehoben) 

30. entgegen § 16 Absatz 1 Stadtrund-

fahrten, Schiffsausflüge und vergleich-

bare Angebote zu touristischen Zwe-

cken durchführt, 

31. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Hotels, Be-

herbergungsbetriebes, einer Ferien-

wohnung und ähnlicher Einrichtung 

Übernachtungen anbietet und keine 

Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 



 

 

 

30. entgegen § 16 Absatz 1 Stadtrund-

fahrten, Schiffsausflüge und vergleich-

bare Angebote zu touristischen Zwe-

cken durchführt, 

31. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Hotels, Be-

herbergungsbetriebes, einer Ferien-

wohnung und ähnlicher Einrichtung 

Übernachtungen anbietet und keine 

Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

32. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 3 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Hotels, Be-

herbergungsbetriebes, einer Ferien-

wohnung und ähnlicher Einrichtung 

nicht vor Abschluss eines Vertrages 

den Zweck der Vermietung oder Be-

herbergung der Gäste erfragt und 

diese nicht zusammen mit den erfass-

ten Personaldaten des Gastes doku-

mentiert, 

33. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 4 als 

Gast eines Hotels, Beherbergungsbe-

triebes, einer Ferienwohnung und 

ähnlicher Einrichtung die Angabe nicht 

vollständig oder nicht wahrheitsge-

mäß macht, 

34. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1 Dienst-

leistungsgewerbe im Bereich der Kör-

perpflege oder Sonnenstudios für den 

Publikumsverkehr öffnet oder Dienst-

leistungen im Bereich der Körper-

pflege oder eines Sonnenstudios an-

bietet und keine Ausnahme nach Satz 

2 vorliegt, 

35. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 1 ein 

Prostitutionsgewerbe im Sinne des 

Prostituiertenschutzgesetzes betreibt, 

36. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 sexu-

elle Dienstleistungen mit Körperkon-

takt oder erotische Massagen in An-

spruch nimmt, 

32. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 3 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Hotels, Be-

herbergungsbetriebes, einer Ferien-

wohnung und ähnlicher Einrichtung 

nicht vor Abschluss eines Vertrages 

den Zweck der Vermietung oder Be-

herbergung der Gäste erfragt und 

diese nicht zusammen mit den erfass-

ten Personaldaten des Gastes doku-

mentiert, 

33. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 4 als 

Gast eines Hotels, Beherbergungsbe-

triebes, einer Ferienwohnung und 

ähnlicher Einrichtung die Angabe nicht 

vollständig oder nicht wahrheitsge-

mäß macht, 

34. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1 Dienst-

leistungsgewerbe im Bereich der Kör-

perpflege oder Sonnenstudios für den 

Publikumsverkehr öffnet oder Dienst-

leistungen im Bereich der Körper-

pflege oder eines Sonnenstudios an-

bietet und keine Ausnahme nach Satz 

2 vorliegt, 

35. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 1 ein 

Prostitutionsgewerbe im Sinne des 

Prostituiertenschutzgesetzes betreibt, 

36. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 sexu-

elle Dienstleistungen mit Körperkon-

takt oder erotische Massagen in An-

spruch nimmt, 

36a. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 eine 
Fahrschule, eine Bootsschule, eine 
Flugschule oder eine ähnliche Ein-
richtung für den Publikumsverkehr 
öffnet oder Dienstleistungen einer 
Fahrschule, einer Bootsschule, ei-
ner Flugschule oder einer ähnlichen 
Einrichtung anbietet und keine Aus-
nahme nach Satz 2 vorliegt, 

37. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Sport 

nicht kontaktfrei oder mit mehr als ei-

ner anderen Person ausübt und keine 

Ausnahme nach § 18 Absatz 1 Satz 2 

vorliegt, 



 

 

 

36a. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 eine 
Fahrschule, eine Bootsschule, eine 
Flugschule oder eine ähnliche Ein-
richtung für den Publikumsverkehr 
öffnet oder Dienstleistungen einer 
Fahrschule, einer Bootsschule, ei-
ner Flugschule oder einer ähnlichen 
Einrichtung anbietet und keine Aus-
nahme nach Satz 2 vorliegt, 

37. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Sport 

nicht kontaktfrei oder mit mehr als ei-

ner anderen Person ausübt und keine 

Ausnahme nach § 18 Absatz 1 Satz 2 

vorliegt, 

38. entgegen § 18 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer gedeckten 

Sportanlage, eines Fitness- oder 

Tanzstudios oder einer ähnlichen Ein-

richtung diese oder dieses für andere 

als die dort zulässige Nutzung öffnet, 

39. entgegen § 18 Absatz 3 den Wett-

kampfbetrieb ohne ein Nutzungs- und 

Hygienekonzept des jeweiligen Sport-

fachverbandes durchführt, dessen Re-

geln nicht beachtet oder Zuschauende 

zulässt, 

40. entgegen § 18 Absatz 4 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Schwimm-

bades, dieses für andere als die dort 

zulässige Nutzung öffnet, 

41. entgegen § 18 Absatz 4 Satz 2 Frei- 

oder Strandbäder nutzt, 

42. entgegen § 19 Kinos, Theater, Opern-

häuser, Konzerthäuser, Museen, Ge-

denkstätten und kulturelle Veranstal-

tungsstätten in öffentlicher oder priva-

ter Trägerschaft für den Publikumsver-

kehr öffnet, 

43. entgegen § 20 Absatz 1 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber eine Tanzlustbarkeit 

oder ein ähnliches Unternehmen für 

den Publikumsverkehr öffnet, 

38. entgegen § 18 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer gedeckten 

Sportanlage, eines Fitness- oder 

Tanzstudios oder einer ähnlichen Ein-

richtung diese oder dieses für andere 

als die dort zulässige Nutzung öffnet, 

39. entgegen § 18 Absatz 3 den Wett-

kampfbetrieb ohne ein Nutzungs- und 

Hygienekonzept des jeweiligen Sport-

fachverbandes durchführt, dessen Re-

geln nicht beachtet oder Zuschauende 

zulässt, 

40. entgegen § 18 Absatz 4 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Schwimm-

bades, dieses für andere als die dort 

zulässige Nutzung öffnet, 

41. entgegen § 18 Absatz 4 Satz 2 Frei- 

oder Strandbäder nutzt, 

42. entgegen § 19 Kinos, Theater, Opern-

häuser, Konzerthäuser, Museen, Ge-

denkstätten und kulturelle Veranstal-

tungsstätten in öffentlicher oder priva-

ter Trägerschaft für den Publikumsver-

kehr öffnet, 

43. entgegen § 20 Absatz 1 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber eine Tanzlustbarkeit 

oder ein ähnliches Unternehmen für 

den Publikumsverkehr öffnet, 

44. entgegen § 20 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber Saunen, Dampfbäder, 

Thermen oder ähnliche Einrichtungen 

öffnet, 

45. entgegen § 20 Absatz 3 Vergnügungs-

stätten im Sinne der Baunutzungsver-

ordnung in der Fassung der Bekannt-

machung vom 22. Februar 1999 

(BGBl. I S. 2020), Freizeitparks, Be-

triebe für Freizeitaktivitäten sowie 



 

 

 

44. entgegen § 20 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber Saunen, Dampfbäder, 

Thermen oder ähnliche Einrichtungen 

öffnet, 

45. entgegen § 20 Absatz 3 Vergnügungs-

stätten im Sinne der Baunutzungsver-

ordnung in der Fassung der Bekannt-

machung vom 22. Februar 1999 

(BGBl. I S. 2020), Freizeitparks, Be-

triebe für Freizeitaktivitäten sowie 

Spielhallen, Spielbanken, Wettvermitt-

lungsstellen und ähnliche Betriebe für 

den Publikumsverkehr öffnet, 

46. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 sich als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender aus einem 

Risikogebiet nach der Einreise nicht 

unverzüglich auf direktem Weg in die 

eigene Häuslichkeit oder eine andere 

geeignete Unterkunft begibt, soweit 

keine Ausnahme nach § 22 Absatz 1 

bis 5 vorliegt, 

47. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 sich als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender aus einem 

Risikogebiet nicht für einen Zeitraum 

von zehn Tagen nach der Einreise ab-

sondert, soweit keine Ausnahme nach 

§ 22 Absatz 1 bis 5 oder § 23 vorliegt, 

48. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 2 als Ein-

reisende, Einreisender, Rückreisende 

oder Rückreisender aus einem Risiko-

gebiet in dem Zeitraum der Absonde-

rung Besuch von Personen empfängt, 

die nicht zum eigenen Hausstand ge-

hören, 

49. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 2 eine 

Person, die der Verpflichtung zur Ab-

sonderung nach § 21 Absatz 1 Satz 1 

unterliegt, besucht, 

50.  (weggefallen) (weggefallen) (wegge-

fallen)  

Spielhallen, Spielbanken, Wettvermitt-

lungsstellen und ähnliche Betriebe für 

den Publikumsverkehr öffnet, 

46. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 sich als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender aus einem 

Risikogebiet nach der Einreise nicht 

unverzüglich auf direktem Weg in die 

eigene Häuslichkeit oder eine andere 

geeignete Unterkunft begibt, soweit 

keine Ausnahme nach § 22 Absatz 1 

bis 5 vorliegt, 

47. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 sich als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender aus einem 

Risikogebiet nicht für einen Zeitraum 

von zehn Tagen nach der Einreise ab-

sondert, soweit keine Ausnahme nach 

§ 22 Absatz 1 bis 5 oder § 23 vorliegt, 

48. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 2 als Ein-

reisende, Einreisender, Rückreisende 

oder Rückreisender aus einem Risiko-

gebiet in dem Zeitraum der Absonde-

rung Besuch von Personen empfängt, 

die nicht zum eigenen Hausstand ge-

hören, 

49. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 2 eine 

Person, die der Verpflichtung zur Ab-

sonderung nach § 21 Absatz 1 Satz 1 

unterliegt, besucht, 

50.  (weggefallen) (weggefallen) (wegge-

fallen)  

51. entgegen § 21 Absatz 2 als Einrei-

sende, Einreisender, Rückreisende o-

der Rückreisender aus einem Risiko-

gebiet des Infektionsschutzgesetzes 

beim Auftreten von typischen Symp-

tome einer Infektion mit dem Corona-

virus SARS-CoV-2 wie Husten, Fie-

ber, Schnupfen oder Geruchs- und 

Geschmacksverlust innerhalb von 

zehn Tagen nach Einreise nicht unver-



 

 

 

51. entgegen § 21 Absatz 2 als Einrei-

sende, Einreisender, Rückreisende o-

der Rückreisender aus einem Risiko-

gebiet des Infektionsschutzgesetzes 

beim Auftreten von typischen Symp-

tome einer Infektion mit dem Corona-

virus SARS-CoV-2 wie Husten, Fie-

ber, Schnupfen oder Geruchs- und 

Geschmacksverlust innerhalb von 

zehn Tagen nach Einreise nicht unver-

züglich das zuständige Gesundheits-

amt informiert, soweit keine Aus-

nahme nach § 22 Absatz 7 vorliegt, 

52. entgegen § 22 Absatz 1 Nummer 2 o-

der Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder 

Nummer 4 eine Bescheinigung nicht 

wahrheitsgemäß ausstellt, 

53. entgegen § 22 Absatz 6 Satz 2 beim 

Auftreten von typischen Symptomen 

einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, 

Schnupfen oder Geruchs- und Ge-

schmacksverlust binnen zehn Tagen 

nach Einreise nicht zur Durchführung 

eines Tests eine Ärztin, einen Arzt o-

der ein Testzentrum aufsucht. 

 
 

züglich das zuständige Gesundheits-

amt informiert, soweit keine Aus-

nahme nach § 22 Absatz 7 vorliegt, 

52. entgegen § 22 Absatz 1 Nummer 2 o-

der Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder 

Nummer 4 eine Bescheinigung nicht 

wahrheitsgemäß ausstellt, 

53. entgegen § 22 Absatz 6 Satz 2 beim 

Auftreten von typischen Symptomen 

einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, 

Schnupfen oder Geruchs- und Ge-

schmacksverlust binnen zehn Tagen 

nach Einreise nicht zur Durchführung 

eines Tests eine Ärztin, einen Arzt o-

der ein Testzentrum aufsucht. 

 

  

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

§ 28 Absatz 1 Infektionsschutzgesetz 

Schutzmaßnahmen 

 

Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausschei-

der festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig 

oder Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-

maßnahmen, insbesondere die in § 28a Absatz 1 und in den §§ 29 bis 31 genann-

ten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krank-

heiten erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, an 

dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlassen 

oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten 

Bedingungen zu betreten. Unter den Voraussetzungen von Satz 1 kann die zu-

ständige Behörde Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 

beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 genannte Gemein-

schaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. Eine Heilbehandlung darf nicht 

angeordnet werden. Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 

Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 

Satz 2 des Grundgesetzes), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grundgeset-

zes), der Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unver-

letzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) werden insoweit 

eingeschränkt. 

 

§ 28a Absatz 1 Infektionsschutzgesetz 

Besondere Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) 

 

Notwendige Schutzmaßnahmen im Sinne des § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 zur 

Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) kön-

nen für die Dauer der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Trag-

weite nach § 5 Absatz 1 Satz 1 durch den Deutschen Bundestag insbesondere 

sein  

1. Anordnung eines Abstandsgebots im öffentlichen Raum, 

2. Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht), 

3. Ausgangs- oder Kontaktbeschränkungen im privaten sowie im öffentlichen 

Raum, 

4. Verpflichtung zur Erstellung und Anwendung von Hygienekonzepten für Be-

triebe, Einrichtungen oder Angebote mit Publikumsverkehr, 



 

 

 

5. Untersagung oder Beschränkung von Freizeitveranstaltungen und ähnlichen 

Veranstaltungen, 

6. Untersagung oder Beschränkung des Betriebs von Einrichtungen, die der Frei-

zeitgestaltung zuzurechnen sind, 

7. Untersagung oder Beschränkung von Kulturveranstaltungen oder des Betriebs 

von Kultureinrichtungen, 

8. Untersagung oder Beschränkung von Sportveranstaltungen und der Sportaus-

übung, 

9. umfassendes oder auf bestimmte Zeiten beschränktes Verbot der Alkoholab-

gabe oder des Alkoholkonsums auf bestimmten öffentlichen Plätzen oder in be-

stimmten öffentlich zugänglichen Einrichtungen, 

10. Untersagung von oder Erteilung von Auflagen für das Abhalten von Veran-

staltungen, Ansammlungen, Aufzügen, Versammlungen sowie religiösen oder 

weltanschaulichen Zusammenkünften, 

11. Untersagung oder Beschränkung von Reisen; dies gilt insbesondere für tou-

ristische Reisen, 

12. Untersagung oder Beschränkung von Übernachtungsangeboten, 

13. Untersagung oder Beschränkung des Betriebs von gastronomischen Einrich-

tungen, 

14. Schließung oder Beschränkung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder Groß-

handel, 

15. Untersagung oder Beschränkung des Betretens oder des Besuchs von Ein-

richtungen des Gesundheits- oder Sozialwesens, 

16. Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33, Hochschu-

len, außerschulischen Einrichtungen der Erwachsenenbildung oder ähnlichen 

Einrichtungen oder Erteilung von Auflagen für die Fortführung ihres Betriebs oder 

17. Anordnung der Verarbeitung der Kontaktdaten von Kunden, Gästen oder Ver-

anstaltungsteilnehmern, um nach Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 mögliche Infektionsketten nachverfolgen und unterbrechen zu kön-

nen. 

 

§ 32 

Erlass von Rechtsverordnungen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für 

Maßnahmen nach den §§ 28 bis 31 maßgebend sind, auch durch Rechtsverord-

nungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertragbarer 

Krankheiten zu erlassen. Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch 

Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. Die Grundrechte der Freiheit der 

Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz), der Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 



 

 

 

Grundgesetz), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Grundgesetz), der Unverletz-

lichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) und des Brief- und Postge-

heimnisses (Artikel 10 Grundgesetz) können insoweit eingeschränkt werden. 

 

 


